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Vors. Abg. Klaus Kirschner (SPD): Meine
Damen und Herren, liebe Kolleginnen und
Kollegen, darf ich bitten, Platz zu nehmen,
damit wir mit der öffentlichen Anhörung be-
ginnen können. Ich darf Sie alle herzlich be-
grüßen. Ich bedanke mich bei den Damen und
Herren Sachverständigen, dass Sie heute hier
sind und uns für die Anhörung zur Verfügung
stehen. Ich bitte Sie, die Mikrofone zu benut-
zen, die auf dem Tisch oder hier im Gang ste-
hen, und ich habe auch die Bitte, dass Sie Ihren
Namen und den Verband, den Sie vertreten,
nennen.

Meine Damen und Herren, Anhörungsgegens-
tand sind, zum einen die Gesetzentwürfe der
Fraktionen SPD und BÜNDNIS 90/DIE
GRÜNEN - Entwurf eines Zweiten Gesetzes
zur Änderung des Sechsten Buches und ande-
rer Gesetze auf Drucksache 15/1830 und der
Entwurf eines Dritten Gesetzes zur Änderung
des Sechsten Buches Sozialgesetzbuch, Druck-
sache 15/1831. Dann liegt Ihnen der Antrag
der Fraktion CDU/CSU – Klarheit über Ren-
tenfinanzen und Alterssicherung schaffen –
Notwendige Reformmaßnahmen nicht auf die
lange Bank schieben – Drucksache 15/1014
vor. Hier ist der Ausschuss für Gesundheit und
Soziale Sicherung ebenfalls federführend. Be-
standteil der Anhörung ist ferner der Gesetz-
entwurf der FDP-Fraktion – Entwurf eines
Gesetzes zur Beendigung der Frühverrentung -,
auf Drucksache 15/1810. Hier ist der Aus-
schuss für Wirtschaft und Arbeit federführend,
wir sind mitberatend, aber der Ausschuss für
Wirtschaft und Arbeit führt keine eigene An-
hörung durch, so dass wir den Entwurf einbe-
ziehen können.

Sie kennen unser Verfahren, das wir bei Anhö-
rungen durchführen. Die Anhörung ist insge-
samt mit drei Stunden angesetzt und wir haben
Zeitkontingente in der Stärke der Fraktionen.
Es beginnt die SPD-Fraktion.

Abg. Helga Kühn-Mengel (SPD): Meine erste
Frage richtet sich an den Bundesverband der
Deutschen Arbeitgeberverbände und an den
Deutschen Gewerkschaftsbund. Sie kennen
unsere Gesetzentwürfe, wie bewerten Sie aus
Ihrer Sicht die Entscheidung für eine Stabili-
sierung des Beitragssatzes als Alternative zu
einer Beitragssatzanhebung?

SV Alexander Gunkel (Bundesvereinigung
Deutscher Arbeitgeberverbände): Frau Abge-
ordnete, wir halten es für die richtige Entschei-
dung, dass angesichts der Alternativen einer
Beitragssatzerhöhung auf der einen Seite bzw.
der jetzt getroffenen Maßnahmen, die Ent-
scheidung zu Gunsten der letzteren ausgefallen
ist. Es ist sicherlich eine Notoperation, aber,
wie der Ausdruck Notoperation schon sagt, es
ist auf jeden Fall zwingend notwendig, dass
jetzt diese Maßnahmen getroffen werden. Es
wäre unter Beschäftigungsaspekten sicherlich
kontraproduktiv gewesen, wenn wir eine Be-
lastung der Arbeitskosten gehabt hätten, das
hätte die zu erwartenden positiven Effekte
durch die Beitragssatzsenkungen, im Rahmen
der Gesundheitsreform konterkariert. Das kann
durch das jetzt vorgelegte Maßnahmenpaket
zumindest vermieden werden. Positive Effekte
dadurch sind nicht zu erwarten, weil es sich
nur um eine Beitragssatzstabilisierung handelt.
Bezogen auf die Beschäftigung, aber im Zu-
sammenspiel mit der Gesundheitsreform und
den Entlastungen, die dort zu erreichen sind,
kann insgesamt erreicht werden, dass es zu
einer etwas geringeren Belastung bei den
Lohnzusatzkosten mit positiven Wirkungen für
die Beschäftigungssituation führt.

SVe Dr. Ursula Engelen Kefer (Deutscher
Gewerkschaftsbund): Wir haben etwas
Schwierigkeiten mit der Beurteilung, weil wir
auf der einen Seite sehen, dass natürlich hier
kurzfristig keine Möglichkeit bestanden hätte
und es auch nicht sinnvoll gewesen wäre, den
Beitragssatz auf 20,3 % zu erhöhen, was ange-
standen hätte, wenn alles auf die Beitragssätze
gepackt worden wäre, was derzeitig an Prob-
lemen besteht. Wir müssen aber auch auf der
anderen Seite sehen, dass es die schlechte
Konjunktur, die hohe Arbeitslosigkeit ist, die
zu diesem Problem geführt hat. Wir sehen,
dass die Situation jetzt so geregelt werden soll,
dass wir nicht nur eine Nullrunde haben für die
Renten für 2004, sondern dass zusätzlich die
Renten belastet werden mit dem zweiten hälf-
tigen Beitrag zur Pflegeversicherung – in etwa
0,8 Prozentpunkte. Wir sehen hier Gefahren
vor allem für die kleineren Renten. Wir wis-
sen, dass die Kleinstrenten durch die Grundsi-
cherung abgesichert und hiervon nicht betrof-
fen sind, aber wir würden trotzdem zu überle-
gen geben, ob man nicht gerade für kleine
Renten – also oberhalb der Grundrenten – ei-
nen Ausgleich für die zusätzliche Belastung



Ausschuss für Gesundheit und Soziale Sicherung, 42. Sitzung, 30.10.2003

7

über den hälftigen Pflegesicherungsbeitrag
schaffen könnte. Zumindest wollen wir uns
dafür einsetzen. Wir sehen hier nicht nur die
sozialpolitische Komponente, sondern auch die
ökonomische Komponente, denn natürlich sind
Renten auch Nachfrage. Und so richtig es ist,
dass eine Stabilisierung der Beitragssätze für
die wirtschaftliche Entwicklung wichtig ist, so
richtig ist es aber auch, dass wir die Binnen-
nachfrage nicht beeinträchtigen dürfen, wenn
wir die wirtschaftliche Entwicklung wieder
voranbringen wollen. Diese Überlegungen, die
wir hier ergänzen, wollen wir mit einbringen.
Zusätzlich wissen wir, dass die Schwankungs-
reserve weiter erheblich abgesenkt werden soll.
Wenn man das kurzfristig auch hinnehmen
kann und muss, wäre es unserer Meinung drin-
gend erforderlich, dass mittel- und längerfristig
wieder eine vernünftige Schwankungsreserve
aufgebaut wird, so dass die gesetzliche Ren-
tenversicherung nicht so stark abhängig von
den jeweiligen Finanzministern und der jewei-
ligen finanziellen Verfassung einer Regierung
oder überhaupt unseres Landes wird.

Abg. Erika Lotz (SPD): Herr Prof. Döring,
halten Sie es für sozialpolitisch vertretbar, die
Rentenanpassung im Jahre 2004 auszusetzen?

SV Prof. Dr. Diether Döring: Es ist, glaube
ich, offensichtlich, dass eine Aussetzung der
eigentlich vorgesehenen Anpassung keine auf
den ersten Blick sympathische Maßnahme für
die Betroffenen ist. Auf der anderen Seite muss
man sehen, dass, wenn man eine deutlich un-
günstigere wirtschaftliche Entwicklung gegen-
über den Annahmen hat und unmittelbar vor
finanziellen Problemen steht, die Entschei-
dungsspielräume sehr klein sind, so dass es
eine schmerzliche, aber im großen und ganzen
hinnehmbare Maßnahme ist. Man sollte aller-
dings, und das ist die andere Seite der Medail-
le, sehen, das Ganze ist geschehen im Interesse
eines stabil gehaltenen Beitragssatzes. Die
spannendere Frage, die sich daran anknüpft, ist
eigentlich, was folgt langfristig als Grundprin-
zip, als Leitvorstellung für die Steuerung des
Systems. Wir haben sicher eine gewisse Ten-
denz im ganzen sozialstaatlichen System, in
stärker beitragssatzdefinierten Lösungen, die
weniger danach fragt, was konzipiere ich lang-
fristig als Leistungsniveaus. Man sollte darüber
nachdenken, was sind künftige Leistungsni-
veaus, wobei klar ist, dass die Demographie
etwas kosten wird. Das ist eine Erkenntnis, der

wir uns zu stellen haben und wir sollten versu-
chen, dies in Einklang zu bringen, aber wir
müssen langfristig nachdenken über das Prin-
zip einer rein beitragssatzdefinierten Lösung.
Zusammenfassend: die Maßnahmen sind
schmerzlich, aber hinnehmbar, aber das lang-
fristige Prinzip muss reflektiert werden.

Abg. Peter Dreßen (SPD): Ich habe eine Fra-
ge an den VdK, an den DGB und an Prof. Dö-
ring. Zuerst an den VdK, der radikal alle Maß-
nahmen ablehnt. Ich hätte gern gewusst, wie
Sie eigentlich das Problem lösen wollen, das
wir jetzt haben. Ich finde, dadurch, dass wir
die Schwankungsreserve abzusenken versu-
chen, dass wir andere Dinge versuchen, in den
Griff zu bekommen, haben wir doch ein aus-
gewogenes Gesetz vorgelegt, das eben Rentner
trifft. Wenn man sich überlegt, dass Arbeit-
nehmer in der Vergangenheit mit Weihnachts-
zulagen und Urlaubsgeld einstehen mussten,
halten Sie es denn angesichts dieser Notsituati-
on, die wir jetzt haben, für verkraftbar, und
wenn nicht, dann würde mich doch wenigsten
Ihre Alternative interessieren, welche Vor-
schläge Sie haben, damit wir die Rente lang-
fristig sichern.

SV Jens Kaffenberger (Sozialverband VdK
Deutschland e.V.). Zunächst eine Bemerkung
vorweg: Wir sind der Auffassung, dass diese
Notmaßnahmen, die jetzt hier kurzfristig be-
schlossen worden sind, keine Kleinigkeit für
die Betroffenen sind. Die Verbindung von
Verzicht auf eine Rentenanpassung plus der
höhere Beitragssatz für die Pflegeversicherung
führt dazu, dass der Zahlbetrag sogar nominal
verringert wird. Man darf natürlich auch nicht
die Sozialversicherungszweige isoliert be-
trachten, sondern muss man auch seine Ge-
samtkonzeption sehen. Und da kommen auch
noch erhebliche – auch schon zum 01.01.2004
– Belastungen für die Betroffenen aus der Re-
form der Krankenversicherung hinzu – Leis-
tungsausgrenzungen, Zuzahlungen, Fahrtkos-
ten, Brillen etc. – das steht alles in unserer
Stellungnahme.

Dieses bedeutet insbesondere für Bezieher
niedrigerer und mittlerer Alterseinkünfte eine
erhebliche Belastung. Jetzt reden wir hier von
Notmaßnahmen. Wichtig ist ein langfristiges
Konzept, da würde ich Herrn Döring zustim-
men. Wie das aussehen muss, darüber sollten
wir diskutieren. Jetzt diese Notmaßnahmen –
ich denke, dass die Verbindung von Verzicht
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h denke, dass die Verbindung von Verzicht auf
Rentenanpassung plus Pflegeversicherungs-
beitrag nicht akzeptabel ist. Dass wir eine mo-
derate Anhebung der Beitragssätze akzeptieren
würden, ist dann, wenn der Karren so weit im
Dreck ist, wohl unverzichtbar. Wir würden
allerdings auch darüber nachdenken wollen, ob
in diesem Fall nicht eine zusätzliche Steuerfi-
nanzierung angedacht werden sollte, anstatt die
Belastung einseitig auf die Bezieher der Al-
terseinkünfte zu verlagern.

SVe Dr. Ursula Engelen Kefer (Deutscher
Gewerkschaftsbund): Ich kann an das anknüp-
fen, was ich eben versucht habe, deutlich zu
machen. Das Problem sehen wir vor allem bei
kleineren Renten, die über der Grundsicherung
liegen, aber trotzdem sehr niedrig sind und in
der Kumulierung von Verschiebung der Ren-
tenanpassung plus Erhöhung der Beiträge zur
Pflegeversicherung. Ich würde wirklich darum
bitten, dass man darüber noch einmal nach-
denkt, ansonsten wäre es für uns keine Alter-
native gewesen zu sagen, die Beitragssätze
müssen auf 20,3 % steigen. Wir haben ja auch
gerade im unteren und mittleren Einkommens-
bereich sehr große Probleme, das ist schon
gesagt worden. Arbeitnehmer müssen auf Teile
oder auch ganz auf Urlaubsgeld und Weih-
nachtsgeld verzichten. Wir haben erhebliche
Probleme auch mit Lohnzahlungen, gerade in
Krisensituationen, und gleichzeitig eben enor-
men Druck auf den Familien und deshalb führt
wohl kein Weg daran vorbei, dass hier die
Belastungen auf beide Seiten verteilt werden
und, wie gesagt, wir würden uns auch mit kon-
struktiven Vorschlägen hinsichtlich der Klein-
renten beteiligen.

SV Prof. Dr. Diether Döring: Ich habe schon
versucht, deutlich zu machen, dass die Maß-
nahmen, die gegenwärtig auf dem Tisch liegen,
mehr Ausdruck einer kurzfristigen Finanz-
klemme sind, eine Art Notoperation sind, die
man im Moment, glaube ich, im Interesse der
Beschäftigungsspielräume eigentlich schwer
ablehnen kann. Ich will nur für zwei Dinge
plädieren. Erstens, ich halte es für wichtig,
dass wir den Versuch machen, in der Alterssi-
cherungspolitik wegzukommen von diesen
sehr kurzen Taktzeiten von Veränderungen.
Dafür brauchen wir eine etwas stärker stabili-
tätsorientierte Strategie, und da begrüße ich,
dass die Bundesregierung nach der unschönen
Maßnahme der Reduktion der Schwankungsre-

serve immerhin angekündigt hat, dass sie
künftig an einen Wiederaufbau denkt. Das ist
ein wichtiger Aspekt.

Der zweite Aspekt, den ich im Rahmen der
jetzigen Entscheidung begrüßen möchte, ist,
dass der Bund auch weiterhin hinsichtlicht des
Zuschusses seinen Verpflichtungen in der bis-
her vorgesehenen Höhe nachkommen wird.
Die spannenden Fragen wiederum stellen sich
hier natürlich längerfristig. Es ist unvermeid-
bar, dass wir uns der Erkenntnis stellen, dass
wir für den demographischen Wandel ein
Stück bezahlen werden. Und das ist, glaube
ich, ein wichtiger Aspekt. So verteilen wir
diese Grundprobleme auf beide Seiten, auf
diejenigen, die Beiträge zahlen, und die, die
Ansprüche haben. Hier möchte ich dafür plä-
dieren, dass künftig stärker als bei den Maß-
nahmen, die die Beitragsseite im Blick haben,
versucht wird, eine Leitvorstellung zu entwi-
ckeln, die unter Berücksichtigung der Härten
einerseits versucht, die Kurzatmigkeit ein
Stück zu überwinden und Sozialstaatspolitik
wieder stärker begreift als eine Politik, die auf
beiden Seiten der Linie, bei Beiträgen und
Leistungen, stattfinden sollte und gewisse
Leistungsdefinitionen auch kennen muss.

Abg. Helga Kühn-Mengel (SPD): Meine Fra-
ge richtet sich an den BDA und an Frau Prof.
Färber. Sie wissen, dass wir die Absenkung
des Zielwertes für die Mindestschwankungsre-
serve von 50 auf 20 % vorhaben und das ent-
spricht einer Summe von 4,8 Mrd. Euro. Hal-
ten Sie die Absenkung der Mindestschwan-
kungsreserve für eine geeignete Maßnahme,
um die Lohnzusatzkosten nicht weiter anstei-
gen zu lassen? Vielleicht noch eine Zusatzfra-
ge, wie sich das Ihrer Meinung nach auf den
Erhalt von Arbeitsplätzen auswirkt bzw. auf
deren Schaffung?

SV Alexander Gunkel (Bundesvereinigung
der Deutschen Arbeitgeberverbände): Frau
Abgeordnete, wir halten die Senkung der
Schwankungsreserve auf nur noch 0,2 Mo-
natsausgaben für eine in dieser Situation ver-
tretbare, sachgerechte und sogar notwendige
Maßnahme. Wir sehen durchaus, dass es für
die Finanzen der Rentenversicherer zu Schwie-
rigkeiten kommt, dass die Liquidität arg ange-
griffen wird und wir sehen auch, dass damit
grundsätzlich die Gefahr verbunden ist, das
Vertrauen in die Rentenversicherung zu unter-
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graben. Auf der anderen Seite ist die Schwan-
kungsreserve gerade dazu da, dass sie im
Konjunkturverlauf auch gewisse Schwäche-
phasen, in der wir aktuell ohne Zweifel sind,
ausgleichen soll und in einer solchen Situation
ist es sicherlich sachgerecht, auch die Schwan-
kungsreserve weiter abzusenken. Wenn die
Schwankungsreserve, was wir begrüßen wür-
den, künftig wieder – soweit dies ohne eine
Beitragssatzanhebung möglich ist – auf ein
höheres Niveau gehoben wird, dann wird es
möglich, dass die Schwankungsreserven tat-
sächlich wieder diese Funktion annimmt. Be-
züglich der Beschäftigungsauswirkungen muss
ich mich wiederholen, es handelt sich leider in
diesem Fall nur um eine Beitragssatzstabilisie-
rung, Kurzfristig ist mehr nicht zu leisten, des-
halb kann allein von der Stabilisierung des
Beitragssatzes natürlich auch keine positive
Wirkung auf die Beschäftigung ausgehen. An-
ders herum wird ein Schuh daraus: Wenn es
jetzt zu einer Beitragssatzanhebung gekommen
wäre, dann wäre dies sicherlich auch negativ
für die Arbeitsmarktentwicklung im kommen-
den Jahr gewesen.

SVe Prof. Dr. Gisela Färber: Ich halte die
Absenkung der Schwankungsreserve in den
Kontext Notmaßnahme zur Verhinderung von
Beitragssatzsteigerungen und/oder weiteren
Belastungen der Rentnerinnen und Rentner
bzw. der Steuerzahlerrinnen und Steuerzahler
für eine akzeptable Maßnahme. Ich teile die
Auffassung meines Vorredners, dass mit einer
Anhebung des Beitragssatzes in der derzeitigen
Konjunkturlage mit einem größeren Verlust
von Arbeitsplätzen zu rechnen wäre, als mit
dem, was man jetzt bei den anderen Betroffe-
nen mit einfordert.

Ich möchte allerdings auch darauf aufmerksam
machen, dass die Schwankungsreserve ohnehin
kein Instrument der Absicherung der gesetzli-
chen Rentenversicherung gegen konjunkturelle
Schwankungen ist. Seitdem wir 1972 den
Restkapitalstock in der GRV aufgelöst haben
und zum reinen Umlageverfahren zurückge-
kehrt sind, haben wir keine konjunkturelle
Absicherung mehr. So lange, wie ich mich
erinnern kann, haben wir in der Rezession
immer gravierende Maßnahmen und Eingriffe
vornehmen müssen und ich plädiere dafür,
dass der Gesetzgeber sich dem Problemen
stellt, in welcher Form der GRV ein geeignetes
Polster verpasst werden, das kaum in der Lage
ist, diese konjunkturellen Schwankungen auf-

zufangen, denn bei der Schwankungsreserve
besteht immer die Gefahr, sobald man an ihre
Grenze kommt, die gesetzlich festliegt, dass
man den Beitragssatz hochsetzen oder die
Schwankungsreserve absenken muss.

Abg. Dr. Margrit Spielmann (SPD): Frau
Prof. Färber, halten Sie die gesetzlich bereits
gegebene Möglichkeit, Teile des Bundeszu-
schusses vorzuziehen, für geeignet, eventuellen
Liquiditätsengpässen der Rentenversicherung
vorzubeugen?

SVe Frau Prof. Dr. Gisela Färber: Ich halte
dies alles für Maßnahmen, um mit Beitrags-
satzsteigerungen keine weiteren negativen
konjunkturellen Impulse auszulösen. Im Grun-
de steht der Bund, also der Bundeshaushalt,
ohnehin für die Sicherung der Zahlungsfähig-
keit der Renten. Hier den Bundeszuschuss auf
andere Zahlungsmodalitäten umzustellen, wür-
de bedeuten, dass man im Prinzip an die kurz-
fristige Kapitalmarktverschuldung herangeht,
die nicht als offizielle fundierte Staatsschuld
ausgewiesen wird. Aber auch das ist im Grun-
de ein Abgehen von etablierten Regeln und nur
eine Notmaßnahme. Wir sollten, sobald diese
Situation vorbei ist, dazu übergehen, wirklich
wieder zu geregelten Verfahren zurückzukeh-
ren.

Abg. Hilde Mattheis (SPD): Ich habe eine
Frage an die BfA. Ich komme noch mal auf die
Aussetzung der Rentenanpassung zu sprechen
und frage die BfA, wie hoch sie die Rentenan-
passung zum 1. Juli 2004 denn beziffern wür-
de, wenn sie entgegen der Kabinettsverabre-
dung erfolgen würde.

SV Klaus Michaelis (Bundesversicherungsan-
stalt für Angestellte): Es ist sehr schwer, Frau
Abgeordnete, zu sagen, wie hoch die Anpas-
sung zum 1. Juli 2004 wäre, wenn sie nicht
ausgesetzt würde. Sie wissen, dass hier maß-
gebend für die Anpassung im Jahr 2004 die
Entwicklung der Entgelte im Jahr 2003 ist. Das
Jahr 2003 ist noch nicht abgeschlossen, so dass
wir noch keine genauen Werte haben. Nach
den uns heute vorliegenden Werten muss man
sagen, dass die Anpassung deutlich unter 1 %
liegen würde, wir rechnen mit 0,6 % im Wes-
ten und 0,8 % in den neuen Bundesländern,
und dementsprechend minimiert sich der Ver-
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lust der betroffenen Rentnerinnen und Rentner
durch das Ausfallen der Rentenanpassung. Auf
der anderen Seite zeigt es auch, dass sich die
Entlastung der Rentenversicherung durch diese
Maßnahme nur in einem Niveau von etwa 600
Mio. Euro im Jahr 2004 bewegt.

Abg. Horst Schmidbauer (SPD): Meine Frage
richtet sich an Frau Prof. Färber, Herrn Prof.
Döring und den DGB. Mir geht es vor allem
um die Frage der Pflegeversicherung. Rentne-
rinnen und Rentner sollen ja zum 1. Januar
2004 den vollen Beitragssatz von 1,7 % zur
Pflegeversicherung tragen. Das entspricht einer
Mehrbelastung von 0,85 Prozentpunkten. Wir
haben bei den aktiven Beschäftigten eine der-
artigen Beitragssatzanstieg für vertretbar
gehalten und auch in der Gesamtbelastung
gesehen, dass Arbeitnehmer durch den Ver-
zicht auf den Feiertag letztendlich weitgehend
den Beitrag voll bezahlen. Es ist deswegen die
Frage, ob die Belastungen der Renterinnen und
Rentner aus Ihrer Sicht als angemessen und
gerecht betrachtet werden.

SVe Prof. Dr. Gisela Färber: Obwohl die
Maßnahme, wie schon mehrfach betont, zu den
Grausamkeiten gehört, die man lieber nicht
antun möchte, halte ich diese Maßnahme für
gerechtfertigt. Arbeitnehmerinnen und Arbeit-
nehmer haben bereits 1994 für diese Maßnah-
me durch den Verzicht auf einen Feiertag be-
zahlt. Es ist traurig, dass dies damals bei der
Einführung der Pflegeversicherung nicht auch
auf die Rennerinnen und Rentner symmetrisch
übertragen wurde. Nur, Rentnerinnen und
Rentner sind nun einmal von dem Wegfall
eines Arbeitstages oder eines Feiertages nicht
betroffen. Und wenn das hier nun tatsächlich
zur Stabilisierung der Rentenfinanzen kurz-
fristig dient, dann halte ich diese Maßnahme
für gerechtfertigt.

SV Prof. Dr. Diether Döring: Ich will nicht
wiederholen, was Frau Prof. Färber gesagt hat.
Man kann ja sagen, diese Maßnahme ist mit
der Streichung eines Feiertages bei den Be-
schäftigten legimitiert. Wir dürfen uns natür-
lich längerfristig nicht um die Erkenntnis her-
umschmuggeln, dass die Pflegeversicherung
ein unglücklich aufgestelltes System ist, bei
dem man in gravierende Schwierigkeiten hi-
neinlaufen wird. Ich will noch einmal aus-
drücklich sagen, ich halte die derzeitige Kon-

zeption der Finanzierung der Pflegeversiche-
rung und die Ankopplung an das Arbeitsver-
hältnis für eine unglückliche Konstruktion,
über die energisch nachgedacht werden sollte.
Auch da brauchen wir eine Leitvorstellung, die
zusätzlich die demographischen Veränderun-
gen in Rechnung stellt.

SVe Dr. Ursula Engelen Kefer (Deutscher
Gewerkschaftsbund): Ich hatte eben schon
versucht deutlich zu machen, diese zusätzliche
Belastung der Rentner durch die Nullrunde und
dann noch mit dem vollen Beitrag zur Pflege-
versicherung stellt sicherlich eine Härte für
kleine Renten dar, die über der Grundsiche-
rung liegen, aber eben nicht hoch genug sind.
10 Euro sind für diese Personen eine ganze
Menge. Man muss sehen, das ist auch Nach-
frage und deshalb sehen wir hier ein Problem
und wäre es gut, wenn die Politik eine Lösung
für die kleinen Renten finden könnte.

Abg. Erika Lotz (SPD): Ich leite über zu dem
Bereich, der auch den Krankenversicherungs-
beitrag betrifft, denn es ist beabsichtigt, dass
die mit dem Krankenversicherungsmodernisie-
rungsgesetz eintretenden weiteren Beitrags-
satzsenkungen, zeitnah an die Rentner, an die
Krankenversicherung der Rentner weitergeben
werden. Deshalb meine Frage an Prof. Ruland:
Wie hoch schätzen Sie die Entlastung durch
die zeitnahe Weitergabe an die Rentnerinnen
und Rentner ein. Das würde das eine oder an-
dere an Schmerzen verringern, die sicherlich
vorhanden sind.

SV Prof. Dr. Franz Ruland (Verband Deut-
scher Rentenversicherungsträger): Frau Lotz,
diese Frage ist schwer zu beantworten, weil es
im konkreten Fall davon abhängt, in welchem
Umfang die jeweilige Krankenkasse die Bei-
tragssätze senken wird. Es ist keine generelle
Aussage möglich, sondern es hängt ganz ent-
scheidend davon ab, ob und inwieweit und
wann die jeweilige Krankenkasse den Bei-
tragssatz absenkt. Es kann sicherlich sein, dass,
wenn die gesamten Einsparhoffnungen reali-
siert werden, möglicherweise der Krankenver-
sicherungsbeitrag von 14,3 auf 13,6 um etwa
0,7 Prozentpunkte absinkt. Davon wäre der
Rentner dann mit 0,35 % betroffen. Das ist
praktisch das Maximum, das erzielbar wäre, es
ändert aber nichts daran, dass wir am 1. April
allen Versicherten mitteilen müssten, dass der
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Pflegeversicherungsbeitrag umbasiert wird.
Das kann im Einzelfall die Auswirkung etwas
mindern. Aber wie gesagt, eine generelle Aus-
sage ist nicht möglich, weil es auf die konkrete
Entscheidung der jeweiligen Krankenkasse
ankommt.

Der Verwaltungsaufwand, den wir vornehmen
müssen, ist weitgehend ein Aufwand in der
Programmierung, der sicher zu bewältigen ist.
Wir haben dann, was auch ein Problem der
Schwankungsreserve sein wird, die Situation,
dass wir etwa im Dezember Zahlungen, die
schon für das nächste Jahr laufen und auch
Zahlungen für das aktuelle Jahr haben, aber
auch das ist sicherlich zu bewältigen. Das grö-
ßere Problem ist die verwaltungsmäßige Um-
setzung der Entscheidung, dass der Pflegever-
sicherungsbeitrag von den Versicherten nun
insgesamt getragen werden soll. Hier müssen
alle Versicherten informiert werden müssen.
Sicherlich wird auch der Verwaltungsaufwand
ganz erheblich, den wir mit der zeitnahen Um-
setzung der Änderungen der Krankenversiche-
rungsbeiträge betreiben müssen.

Die Frage der Verfassungsmäßigkeit stellt sich
für mich nicht so sehr hinsichtlich der Ver-
schiebung der Auszahlung. Hier wird letztlich
den Rentnern nichts genommen. Sie wird auf
das Monatsende verschoben. Die Frage der
Verfassungsmäßigkeit stellt sich, wenn ich die
Summierung der aussetzenden Anpassungen
betrachte. Insgesamt meine ich aber, dass sich
hier der Gesetzgeber wohl doch noch im Rah-
men der Eigentumsbestimmung bewegt hat.
Allerdings darf ich darauf hinweisen, dass in
den letzten Tagen der Präsident des Bundes-
verfassungsgerichts mehrfach davor gewarnt
hat, den Rentnern zu hohe Opfer aufzubürden,
weil das irgendwann doch den Eigentums-
schutz tangieren könnte.

Zu Ihrer dritten Frage: Es gibt, wenn wir den
europäischen Bereich sehen, eine enorme Viel-
falt von Auszahlungsformen. Ein Teil der Län-
der zahlt am Monatsbeginn aus, ein Teil der
Länder in der Monatsmitte, und ein Teil der
Länder zahlt am Monatsende. Wir haben hier
ein breites Spektrum. Es gibt im europäischen
Kontext keine einheitliche Linie. Wenn Sie
wollen, kann ich Ihnen gerne eine Liste von
Ländern vortragen, aber ich glaube, bei der
Zusammenfassung kann ich bleiben.

Abg. Silvia Schmidt (Eisleben) (SPD): Meine
Frage geht an Frau Prof. Färber. Die
CDU/CSU hat ihren Antrag mit der Über-
schrift versehen „Klarheit über Rentenfinan-
zen“. In diesem Antrag wird behauptet, dass
der Beitragssatz zur Rentenversicherung kurz-
fristig steigen wird. Sind Sie der Meinung,
dass es, auch vor dem Hintergrund der jüngs-
ten Prognosen zur Wirtschaftsentwicklung, mit
den Maßnahmen gelingen kann, dies zu ver-
hindern?

SVe Prof. Dr. Gisela Färber: Ich gehe davon
aus, dass die Maßnahmen, so wie sie jetzt ge-
schnitten sind, in der Tat geeignet sind, eine
Beitragssatzsteigerung zunächst aufzuhalten.
Ich habe bei dem Antrag der CDU/CSU ohne-
hin nicht verstanden, womit sie, außer mit den
konjunkturellen Aspekten, diese kurzfristige
Beitragssatzsteigerung begründet, denn sie ist
aus den strukturellen Themen, die in dem Pa-
pier angesprochen werden, nicht erkennbar.
Das die Konjunkturlage immer wieder auf die
Rentenfinanzen einwirkt und unpopuläre An-
passungen notwendig macht, das habe ich vor-
hin schon gesagt. Eigentlich kann jetzt schon
überlegt werden, welche Maßnahmen man für
den nächsten Konjunkturzyklus vorzieht. Ich
gehe davon aus, dass die Maßnahmen auf die
wirtschaftliche Erholung zugeschnitten sind
und sich das nicht im nächsten Jahr wiederho-
len muss. Das wäre allerdings ein Desaster.

Abg. Helga Kühn-Mengel (SPD): Ich will
noch einmal zurückkommen auf den Punkt
„Verlegung der Zahlung der Renten für den
Rentenzugang auf das Monatsende“ und Herrn
Prof. Bomsdorf und den DGB um eine Stel-
lungnahme bitten.

SV Prof. Dr. Eckart Bomsdorf: Ich habe bei
der Rentenanpassung in meinem Papier dazu
etwas gesagt. Im Grunde war früher die Rede
davon, dass die Anpassung nur verschoben
wird. Jetzt ist davon nicht mehr die Rede, son-
dern dass die nächste Anpassung am 1. Juli
2005 erfolgen soll. Für mich stellt sich in die-
sem Zusammenhang ganz deutlich die Frage,
es ist gerade jetzt wieder davon gesprochen
worden, dass die nächste Anpassung, wenn sie
denn käme, vielleicht nur 0,6 Punkte ausma-
chen würde, ob solche niedrigen Anpassungen
Sinn machen, es nicht besser wäre, die Renten-
anpassungen nur alle zwei Jahre durchzufüh-
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ren. Dann kommen wir auf vernünftige Grö-
ßen, denn Anpassungen von unter 0,5 % loh-
nen den Verwaltungsaufwand nicht und es hat
auch niemand etwas davon. Ich würde dafür
plädieren, wenn man jetzt so etwas macht, dass
man dann dazu übergeht oder zumindest über-
legt, nur alle zwei Jahre Rentenanpassungen
vorzunehmen und das gleichzeitig mit dem 1.
Januar, dem Zeitpunkt, zu dem der Beitrags-
satz festgelegt wird, zu koordinieren.

SVe Dr. Ursula Engelen Käfer (Deutscher
Gewerkschaftsbund): Diese Verschiebung der
Rentenauszahlung ist natürlich eine Notlösung,
die auch nur ein Jahr wirkt. Für diejenigen, die
aus Arbeit in Rente gehen, wird es nicht die
großen Probleme darstellen, diejenigen aber
mit Vorfinanzierungsproblemen, also aus Ar-
beitslosigkeit, aus lang anhaltender Arbeitslo-
sigkeit oder Sozialhilfebezug, die werden er-
hebliche Probleme haben. Deshalb muss für
diese Fälle eine Übergangslösung geschaffen
werden. Was ich überhaupt nicht teile, ist der
gerade gemachte Vorschlag, Rentenanpassun-
gen nur alle zwei Jahre vorzunehmen. Es muss
mindestens bei der jährlichen Rentenanpassung
bleiben. Ich glaube, viele können sich gar nicht
mehr vorstellen, um welche Beträge es hier
geht und da zählt jeder Euro.

Abg. Andreas Storm (CDU/CSU): Neben der
erstmaligen Rentenkürzung in der Geschichte
der Bundesrepublik ist in der Tat diese drama-
tische Absenkung der Schwankungsreserve der
gravierendste Aspekt der vorgeschlagenen
Maßnahmen. Deshalb meine Fragen an die
BfA, den VDR und die Herren Prof. Bomsdorf
und Schmähl zur Absenkung der Schwan-
kungsreserve.

Zunächst einmal an BfA und VDR: Die BfA
hat in Ihrer Stellungnahme erklärt, es müsse
davon ausgegangen werden, dass die verfügba-
ren Mittel der gesetzlichen Rentenversicherung
im nächsten Jahr nicht in jedem Monat ausrei-
chen, die fälligen Rentenzahlungen aus eigener
Kraft erbringen zu können. Es sei wahrschein-
lich, dass es Liquiditätshilfen geben müsse, d.
h. ein zinsloses Darlehen aus dem Bundes-
haushalt, das im Folgejahr zurückgezahlt wer-
den müsste Wenn Sie uns bitte Ihre Einschät-
zung der Entwicklung im nächsten Jahr schil-
dern könnten und in welcher Größenordnung
das käme. Ich darf darauf hinweisen, dass der
VDR in seiner Stellungnahme von Liquiditäts-

hilfen in Milliardenhöhe gesprochen hat. Wel-
che Konsequenzen hätte das für die Folgejah-
re? An die beiden Professoren dann die Frage
nach der Bewertung dieser dramatischen Rück-
führung der Rücklage vor dem Hintergrund,
dass etwa die Fraktionsvorsitzende der Grünen,
Frau Göhring-Eckhardt, am 28. Oktober geäu-
ßert hat, es sei kein Beinbruch, wenn im kom-
menden Jahr die Renten direkt aus dem Bun-
deshaushalt gezahlt würden, für die Ruhe-
ständler sei es schließlich egal, woher sie ihr
Geld erhielten und die Forderung immer noch
im Raum steht, die Schwankungsreserve kom-
plett aufzulösen.

SV Klaus Michaelis (Bundesversicherungsan-
stalt für Angestellte): Zur Schwankungsreserve
im nächsten Jahr: Wenn es dazu kommt, dass
der untere Zielwert auf 0,2 Monatsausgaben
abgesenkt wird, dann heißt das konkret, dass
das Ziel der Rentenversicherung sein muss,
zum Jahresende 2004 3,2 Mrd. Euro in der
Kasse zu haben. Die liquiden Mittel allerdings
werden geringer sein, zumindest dann, wenn
wir die Beteiligung der BfA an der GAGFAH
bis dahin nicht verkauft haben. Ohne GAG-
FAH werden sie etwa bei 1,9 Mrd. Euro lie-
gen. Letztlich gehe ich davon aus, dass, wenn
die Annahmen der Bundesregierung zu den
wirtschaftlichen Rahmendaten zutreffend sind
oder wenn sie sich so bewahrheiten, wie sie
angenommen worden sind, dass es mit dem
Zielwert Ende des nächsten Jahres keine
Probleme geben wird. Probleme hingegen gibt
es unterjährig, denn die liquiden Mittel müssen
Monat für Monat vorhanden sein und da wer-
den wir erstmals im Monat April nicht über
ausreichende liquide Mittel verfügen, um den
Risikostrukturausgleich Anfang Mai durchfüh-
ren zu können. Ende April wird es erstmals
dazu kommen, dass ein Vorziehen von Bun-
deszuschüssen erforderlich ist – wenn die An-
gaben der Bundesregierung zu den wirtschaft-
lichen Daten zutreffen. Darüber hinaus werden
wir als weiteren Stichtag Ende September ha-
ben. Hier werden Mittel aus dem Vorziehen
des Bundeszuschusses erforderlich sein, um
eine Rentenzahlung in vollem Umfang tätigen
zu können. Ende November, Sie hatten das
angesprochen Herr Storm, ist dann die Situati-
on erreicht, dass wir keine Bundeszuschüsse
mehr vorziehen können und uns nur die Mög-
lichkeit bleibt, ein zinsloses Darlehen beim
Bund aufzunehmen, die Bundesgarantie in
Anspruch zu nehmen, um dann den Risiko-
strukturausgleich und auch die Rentenzahlung
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für Dezember realisieren zu können. Dies alles
ist so, wenn wir die GAGFAH nicht verkaufen
können. Wenn wir die GAGFAH zu einem
angemessenen Preis verkaufen können, dann
gehe ich davon aus, dass wir die Mittel erst-
mals im September für den Bundeszuschuss
vorziehen müssen. Wir werden also selbst bei
einem Verkauf der GAGFAH damit rechnen
müssen, dass Ende November/Anfang Dezem-
ber die Bundesgarantien in Anspruch genom-
men werden.

SV Prof. Dr. Franz Ruland (Verband Deut-
scher Rentenversicherungsträger e.V.): Ich
kann das, was Herr Michaelis eben ausgeführt
hat, nur unterstreichen. Wir werden bei der
jetzigen Regelung Ende des Jahres 2004 darauf
angewiesen sein, erstmals in der Geschichte,
eine Liquiditätshilfe in Anspruch zu nehmen.
Das ist nicht nur ein rein formaler Akt, das
wird sicherlich einen ganz beträchtlichen
Schaden sowohl für die Politik als auch für die
Rentenversicherung beinhalten. Rente auf
Pump wird das Stichwort sein. Wir haben es
schon in Zeitungen lesen müssen. Insofern ist
meine Anregung, dass das Parlament doch
überlegt, ob man die Regelung im Haushalts-
gesetz nicht so ändert, dass wir auch die im
Dezember fälligen Bundeszuschüsse in die
Vorschussregelung mit einbeziehen können.
Dann wäre das Dilemma gelöst, dann könnte
man das Problem über das Vorziehen von Ra-
ten des Bundeszuschusses lösen. Langfristig
muss man natürlich auch sehen, dass das Jahr
2004 im Vergleich zum Jahr 2005 das deutlich
bessere Jahr sein wird. Das heißt, im Jahr 2005
kann es sein, dass wir bereits schon im Februar
wegen der sehr engen Liquiditätsausstattung
auf vorgezogene Bundeszuschüsse angewiesen
sein könnten und wir hätten dann Ende 2005,
möglicherweise aber auch schon früher, die
Notwendigkeit einer Liquiditätshilfe. Insofern,
weil die Absenkung des Bundeszuschusses, die
Absenkung der Schwankungsreserve immer
noch die mir liebere Lösung ist, als noch wei-
tere Eingriffe bei den Renten, habe ich ein
gewisses Verständnis für diese Maßnahmen.
Aber man muss sehen, dass sie mit erheblichen
Risiken verbunden sind und deshalb würde ich
gerne das unterstützen, was in der ersten Fra-
gerunde auch deutlich gemacht worden ist,
dass das Ziel der Politik sein muss, so schnell
wie irgend möglich, die Schwankungsreserve
wieder auf eine Höhe zu bringen, wo sie ge-
eignet ist, einen Puffer zu sein, um Konjunk-
turschwankungen aufzuheben. Ich darf daran

erinnern, dass wir 1990 eine Reserve von 2,6
Monatsausgaben hatten. Wäre diese Schwan-
kungsreserve nicht herunter gefahren worden,
dann hätten wir die Rezessionsphase relativ
unproblematisch überstanden. Insofern würde
ich gerne der Aussage von Frau Färber wider-
sprechen, dass die Schwankungsreserve prak-
tisch keine Funktion habe, um konjunkturelle
Schwankungen auszugleichen.

SV Prof. Dr. Eckart Bomsdorf: Ich möchte
eingehend auf Herrn Storm zunächst noch mal
etwas Grundsätzliches zur Schwankungsreser-
ve sagen. Wenn man hier zuhört, gewinnt man
den Eindruck, als ob wir in einer einmaligen
Finanzklemme sind. Das haben wir vor einem
Jahr gesagt, das haben wir vor zwei Jahren
gesagt. Die Finanzklemme ist nicht kurzfristig.
Wir haben die Schwankungsreserve herunter-
gesetzt auf die Untergrenze von 0,8, dann auf
0,5 und heute setzen wir sie auf 0,2 herunter,
zumindest ist das angedacht. Das ist das eine.
Zum anderen sollte man immer daran denken,
es gibt eigentlich zwei Zielwerte. Da möchte
ich hier gerade Herrn Ruland noch zur Seite
treten. Man soll, und das wäre doch ohne
Problem möglich, in diesen Gesetzentwurf eine
Obergrenze mit einbauen von, ich sage jetzt
bloß eine Hausnummer, zwei Monatsausgaben.
Dann hätte man das, was man will, nämlich
eine Möglichkeit, saisonale und konjunkturelle
Schwankungen aufzufangen und das ist das,
was ursprünglich vorgesehen war. Zu der Aus-
sage von Frau Göhring-Eckhardt kann ich ei-
gentlich nur sagen, bei dem, was ich auch so
im Vorfeld gehört habe, ist es aus ihrer Sicht
eigentlich nur konsequent. Ich halte es nicht
für richtig, aber es ist aus ihrer Sicht nur kon-
sequent. Was die Bundesgarantie betrifft, sollte
man natürlich ein klein wenig vorsichtig sein.
In der Öffentlichkeit wird immer der Eindruck
erweckt, notfalls zahlen wir alles aus der Bun-
deskasse. Aber wir müssen es zurückzahlen bis
zum 31. Dezember des darauffolgenden Jahres.
Das muss man auch erst einmal bewältigen
können.

SV Prof. Dr. Winfried Schmähl: Das grund-
legende Problem sehe ich darin, dass hier, um
das modische Wort zu benutzen, nachhaltig
das Vertrauen in die Rentenversicherung zer-
stört wird, nicht nur bei den Älteren, sondern
auch bei den Jüngeren. Herr Ruland hat schon
auf das Stichwort „neue Rente auf Pump“ hin-
gewiesen, das dann kursieren wird. Man darf
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nicht vergessen, dass ein Teil unserer kon-
junkturellen Probleme vielleicht auch damit
zusammenhängt, dass in der Bevölkerung ein
hohes Maß an Verunsicherung besteht, was
sich dann auch im Hinblick auf die Konsum-
frage auswirkt.

Dann zur Frage, wie ich die Äußerung von
Frau Göhring-Eckhardt einschätze. Ich glaube,
es hat was damit zu tun, wie man das System
sieht. Wenn es, wenn ich die programmati-
schen Äußerungen der Partei der Grünen anse-
he, im Grunde auf eine stark umverteilende
Basissicherung hinausläuft, die letztlich weit-
gehend steuerfinanziert sein wird, dann ist es
natürlich unerheblich und dann hat die Frage,
ob die Leistungen aus Beitragsmitteln oder
Steuermitteln kommen, geringe Bedeutung.
Wenn man dagegen daran festhält, sie können
sagen als ein Dinosaurier, und daran glaubt,
dass ein Rentenversicherungssystem ein er-
hebliches Maß an Leistung, Gegenleistungsbe-
ziehung haben sollte, dann ist diese Äußerung
kontraproduktiv und führt zu einer weiteren
Demontierung des Systems und zu einem Ver-
trauensverlust. Ich erlaube mir die Nachbe-
merkung, dass ich mich des Eindrucks nicht
erwehren kann, dass diese Folgen, die damit
verbunden sind, sicherlich von manchen nicht
ungern gesehen werden.

Abg. Gerald Weiss (Groß-Gerau)
(CDU/CSU): Ich darf gerade im Anschluss an
das, was Prof. Schmähl ausführte, noch mal
Herrn Michaelis und Herrn Prof. Ruland fra-
gen, wie Sie die Folgen der in Anspruch ge-
nommenen oder in Anspruch zu nehmenden
Liquiditätshilfe und Bundesgarantie einschät-
zen; die Folgen im engeren Sinne, auf die
Rentenfinanzen, die Folgezeit und im weiteren
Sinne auf den Vertrauensstatus, den das Sys-
tem insgesamt bei den Versicherten, den Rent-
nerinnen und Rentnern hat. Die Rückzahlung
des zinslosen Darlehens, so es denn in An-
spruch genommen werden muss, bedeutet für
die Rentenfinanzen in den Folgejahren doch,
dass aus diesen Finanzierungsvorgängen in den
Folgejahren ein Druck entstehen kann, die
Beiträge zu erhöhen.

SV Prof. Dr. Eckart Bomsdorf: Herr Weiss,
das Letztere ist genau meine Befürchtung.
Wenn man die Liquiditätshilfe im Jahr 2004 in
Anspruch nimmt, dann muss man sie im Jahr
2005 zurückzahlen und deshalb wird man dies

bei der Überlegung der Festsetzung des Bei-
tragssatzes für das Jahr 2005 im Auge haben
müssen. Je höher die Liquiditätshilfe ist, desto
stärker wird der Beitragssatz 2005 dann be-
lastet werden. Was das Vertrauen und die psy-
chologischen Folgen der Absenkung oder der
Inanspruchnahme von Liquiditätshilfe angeht,
sehe ich zwei Aspekte. Einmal natürlich, dass
das System der Rentenversicherung darunter
leiden wird. Es ist uns, glaube ich, in einer
Jahrhunderte langen Geschichte gelungen,
jeweils die Rentenzahlung sicherzustellen,
selbst in schwierigen Krisenzeiten, dennoch ist
in den letzten Jahren deutlich spürbar, wie das
Vertrauen der Bevölkerung in das System
schwindet und deshalb halte ich es für äußerst
problematisch. Aber noch gravierender, glaube
ich, ist es für die Politik insgesamt, irgend-
wann ist einmal auch der vorhandene Vertrau-
ensbonus aufgebraucht und in dem Moment,
wo die Bevölkerung selbst bei derart ein-
schneidenden Maßnahmen, wie sie jetzt in
diesem Jahr hier angedacht sind, spürt, dass
das nicht reicht, da wird möglicherweise ein
erheblicher Unmut auftreten.

SV Prof. Dr. Franz Ruland (Verband Deut-
scher Rentenversicherungsträger e.V.): Ich
kann auch hier nur wieder das, was Herr Mi-
chaelis gesagt hat, unterstreichen. Ich würde
gern noch einmal etwas weiter, in das Jahr
2005, gehen. Wir werden im Jahr 2005 die
gleichen, vermutlich noch größeren Probleme
bekommen, weil wir noch viel früher auf den
vorgezogenen Bundeszuschuss angewiesen
sein werden und wir werden, so schätze ich,
Ende 2005 im Herbst wieder hier sitzen und
überlegen, wie wir darauf reagieren müssen.
Was im Jahr 2006 ansteht, wissen Sie besser
als ich. Insofern halte ich das für eine politi-
sche brisante Überlegung, was jetzt geschieht.
Zum anderen sehe ich es ganz ähnlich wie Herr
Michaelis, dass die Rentenversicherung bis-
lang in der Lage war, ihre Leistungen immer
aus Beitragsmitteln zu finanzieren und nicht
auf Darlehen des Bundes angewiesen ist. Das
Vorziehen des Bundeszuschusses ist gesetzlich
geregelt und wäre ohnehin eingetreten. Ich
glaube, man sollte vor der Inanspruchnahme
von Bundeshilfen dringend warnen. Ich glau-
be, dass vielleicht der eine oder andere Politi-
ker zu wenig sieht, dass ein Vertrauensverlust
in die Rentenversicherung zugleich auch einen
maximalen Vertrauensverlust in die Politik
beinhaltet. Wenn sie kein Vertrauen mehr ge-
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nießt, nimmt das Vertrauen in die Politik deut-
lichen Schaden.

Abg. Hildegard Müller (CDU/CSU): Ich habe
eine Frage an die BfA und eine Zusatzfrage an
Herrn Prof. Dr. Schmähl. Es geht mir um die
GAGFAH. Wie hoch ist die Beteilung der BfA
an der Wohnungsgesellschaft? Ist es richtig,
dass sie zu den liquiden Mitteln gezählt wird
und wenn ja, dass bei einer vorgesehenen Ab-
senkung der Schwankungsreserve auf 0,2 Mo-
natsausgaben der Verkauf im nächsten Jahr
eingeplant ist oder reichen die liquiden Mittel
aus, um das auch ohne den Verkauf der GAG-
FAH-Wohnungen abzuwickeln. Wie wird sich
der Verkaufsdruck nach Ihrer Einschätzung
auswirken? Ist sichergestellt, dass der Wert
von etwa 1,6 Mrd. € überhaupt erreicht wird.
Es handelt sich schließlich um Eigentum der
Versicherungsgemeinschaft und die aktuelle
konjunkturelle Lage macht es sehr schwierig,
einen so großen Wohnungsbestand auf den
Markt zu geben.

SV Klaus Michaelis (Bundesversicherungsan-
stalt für Angestellte): Ich stelle einmal auf den
Buchwert ab, da liegt der aktuelle Wert bei 1,6
Mrd. Euro. Wir hoffen, den Verkehrswert in
unseren Verkaufsbemühungen etwas höher
einschätzen zu können. Deshalb ist es schwer,
konkret etwas dazu sagen. Was den Buchwert
anbelangt, liegen wir bei 1,6 Mrd. Euro. Na-
türlich zählen die 1,6 Mrd. Euro heute schon
zu den liquiden Mitteln, sie sind allerdings
nicht sofort verfügbar. Und deshalb habe ich
vorhin auch sauber unterschieden, wie ich
meine, zwischen den Mitteln der Schwan-
kungsreserve am Ende des Jahres 2004, die bei
0,2 Monatsausgaben 3,2 Mrd. Euro ausma-
chen, von denen wir selbst bei der Entwicklung
– so wie sie sich abzeichnet – nur 1,9 Mrd.
Euro haben werden, wenn die GAGFAH nicht
verkauft wird und den Mitteln, wenn die
GAGFAH verkauft würde und wir einen Preis
erzielten, der deutlich über dem Buchwert
liege, was natürlich das Ziel der BfA ist. Dann
würden wir in diesem Punkt keine Probleme
haben. Was die Verkaufssituation derzeit an-
belangt, kann ich darauf hinweisen, dass zur
Zeit das Bieterverfahren läuft. Es sind Ange-
bote eingegangen. Es versteht sich aber von
selbst, dass ich darüber in diesem Zusammen-
hang nicht reden möchte, da ich genau das,
was Sie befürchten, Frau Müller, vermeiden

möchte, dass das lange und intensive Streiten
den Preis beeinträchtigen könnte.

SV Prof. Dr. Winfried Schmähl: Da mir In-
siderkenntnisse an dieser Stelle fehlen, nur
zwei allgemeine Bemerkungen. Der Kaufpreis
oder der Preis, den ein Käufer bereit ist zu
zahlen, richtet sich nach der Einschätzung der
künftigen Entwicklung insbesondere auf den
Immobilienmarkt. Und das zweite ist, der Käu-
fer, der weiß, dass der Verkäufer unter Druck
steht, sitzt am längeren Hebel. Insofern kann
man sich vorstellen, dass die Verkaufssituation
nicht gerade günstig ist.

Abg. Matthäus Strebl (CDU/CSU): Meine
Frage geht an den VDR.. Sie kritisieren in
Ihrer Stellungnahme die Rechtfertigung der
Bundesregierung für die Belastung der Rentner
mit dem vollen Pflegeversicherungsbeitrag.
Bitte schildern Sie uns Ihre Bedenken dazu.
Dann habe ich eine weitere Frage an den DGB.
Sie äußern in Ihrer Stellungnahme, dass es
verfassungsrechtliche Bedenken gegen die
Erhöhung des Beitrags zur Pflegeversicherung
gibt. Bitte schildern Sie uns Ihre rechtliche
Bewertung dazu. Hat dies auch Folgewirkun-
gen für gesetzlich pflichtversicherte Rentner?

SV Prof. Dr. Franz Ruland (Verband Deut-
scher Rentenversicherungsträger e.V.): Wir
haben in unserer Stellungnahme darauf hinge-
wiesen, dass uns in einem Punkt die Begrün-
dung der Bundesregierung nicht ganz schlüssig
zu sein scheint. Es ist richtig, dass die Arbeit-
nehmer bei der Pflegeversicherung ihren An-
teil mit dem Verzicht auf den Buß- und Bettag
finanziert haben. Wenn wir die Maßnahme
aber langfristig sehen, dann werden wir zu-
nehmend mehr Rentner haben, die als Arbeit-
nehmer diesen Beitrag während der Erwerbs-
phase voll getragen haben. Insofern ist es we-
niger jetzt ein Problem der Generationsgerech-
tigkeit. Wir werden langfristig überwiegend
Rentner haben, die eben in der Erwerbsphase
auch den vollen Beitrag zur Pflegeversiche-
rung gezahlt haben und insofern hinkt die Be-
gründung.

SV Dr. Heinz Stapf-Finé (Deutscher Gewerk-
schaftsbund): Wir berufen uns in unserer Be-
wertung auf eine Entscheidung des Bundesver-
fassungsgerichts im Hinblick auf den Zuschuss
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der gesetzlichen Krankenversicherung, wonach
Beiträge und Zuschüsse für die Krankenversi-
cherung der Rentner Gegenstand der Eigen-
tumsgarantie sind und wir vermuten, dass diese
Grundsatzentscheidung auch auf den Zuschuss
zur Pflegeversicherung übertragen werden
könnte.

Abg. Verena Butalikakis (CDU/CSU): Meine
Frage richtet sich an die BfA. Herr Dr. Rische
hat im Tagesspiegel am vergangenen Montag
erklärt, dass durch die Gesetzentwürfe der
Bundesregierung erstmals der Rentenauszah-
lungsbetrag gekürzt werde. Die Bundessozial-
ministerin meint hingegen, dass bereits unter
der unionsgeführten Bundesregierung die
Renten gesenkt worden seien als 1995 die
Pflegeversicherung eingeführt wurde. Wie
erklären Sie diesen Widerspruch und worin
sehen Sie den qualitativen Unterschied zwi-
schen 1995 und heute.

SV Klaus Michaelis (Bundesversicherungsan-
stalt für Angestellte): Es ist zutreffend, dass
mit der Einführung der Pflegeversicherung
zum 1. Januar 1995 der Auszahlungsbetrag der
Renten um 0,5 % gekürzt wurde, das war der
damalige Anteil der Rentner. Allerdings war
damals – und das meine ich, ist der entschei-
dende Unterschied – die Perspektive gegeben,
dass man für diese Kürzung oder für diesen
zusätzlichen Beitrag auch unmittelbare Leis-
tungen bekommen kann. Jedem war damals
einsichtig, dass es, wenn die Leistungen der
Pflegeversicherung im April 1995 einsetzen,
notwendig ist, drei Monate vorher mit dem
Beitragseinbehalt zu beginnen. Hier liegt für
mich der Unterschied zu heute, dass nämlich
eine Verbesserung für die pflegeversicherten
Rentner nicht erkennbar ist.

Abg. Michael Hennrich (CDU/CSU): An-
knüpfend an den Kollegen Strebl habe ich zwei
Fragen zum Thema Anhebung der Pflegeversi-
cherungsbeiträge für Rentner. Zunächst eine
Frage an die BfA. Wie beurteilen Sie diese
Anhebung im Hinblick auf die Personen, die
eine geringere gesetzliche Rente erhalten? Die
zweite Frage an Herrn Prof. Dr. Schmähl. Wie
beurteilen Sie diese Anhebung bei Personen,
die überwiegend oder ganz eine gesetzliche
Rente bekommen?

SV Klaus Michaelis (Bundesversicherungsan-
stalt für Angestellte): Wenn ich die Frage rich-
tig verstanden habe, geht es um den Pflegebei-
trag und die Anhebung des Beitrages in der
Pflegeversicherung. Es ist in der Tat so, dass es
für die betroffenen Rentnerinnen und Rentner
nicht unerhebliche Auswirkungen hat. 0,85 %
zusätzlich müssen die Rentner und Rentnerin-
nen ab dem 1. April 2004 für die Pflegeversi-
cherung zahlen. Das sind bei einem Brutto-
rentenbetrag von 1.000 Euro 8,50 Euro pro
Monat. Wenn man sich verdeutlich, dass viele
eine geringere Rente haben, dann müssen sie
zwar weniger an Pflegeversicherungsbeitrag
zahlen, aber dennoch trifft es sie um so härter,
weil für sie der Euro mehr wert ist als für den-
jenigen, der eine höhere Rente haben. Deshalb
bleibt zusammenfassend zu sagen, es handelt
sich für die betroffenen um deutlich spürbare
Maßnahme.

SV Prof. Dr. Winfried Schmähl: Man muss
dies im Zusammenhang mit weiteren Maß-
nahmen sehen, die sich auf das Leistungsni-
veau der gesetzlichen Rentenversicherung
auswirken. Es ist klar, dass diejenigen, das ist
ein erheblicher Teil der Rentner, die ihren Le-
bensunterhalt überwiegend oder ausschließlich
mit der Rente aus der gesetzlichen Rentenver-
sicherung finanzieren, relativ stärker belastet
werden. Das werden unter anderem viele
Rentner in Ostdeutschland sein, weil dort die
betriebliche und private Altersvorsorge noch
kaum ins Gewicht fällt. Insgesamt kommt es
dazu, dass das Leistungsniveau in der Renten-
versicherung weiter reduziert wird und man
muss sehen, dass die in der öffentlichen Dis-
kussion meist in den Mittelpunkt gestellten
Eck- oder Standardrentner im Grunde in vielen
Einkommensbereichen fast der untypische Fall
sind und dass selbst ein Eckrentner, der ver-
stirbt, eine Hinterbliebenenrente hinterlässt, die
gerade so hoch ist wie die bedarfsorientierte
Mindestsicherung. Das zeigt, dass das gegen-
wärtige Niveau alles andere als üppig ist und
dass jeder weitere Einschnitt Probleme auch im
Hinblick auf die weitere Legitimation dieses
lohn- und beitragsbezogenen Systems aufwer-
fen wird.

Abg. Hildegard Müller (CDU/CSU): Meine
Frage richtet sich an Herrn Prof. Bomsdorf.
Die Gesundheitsministerin will der Öffentlich-
keit in Kürze ihre Pläne für eine Reform der
Pflegeversicherung vorstellen, die sich weitge-
hend, an den Vorschlägen der Rürup-
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Kommission orientieren sollen. Auf ein ganz
wesentliches Element wird aber wohl verzich-
tet, nämlich den Aufbau einer Demographiere-
serve, um die Pflegebeiträge langfristig zu
stabilisieren. Die Bundesministerin sagte, der
dafür notwendige Beitragszuschlag sei für
Rentner nicht mehr zumutbar, wenn sie ab
nächstem Jahr den vollen Pflegebeitrag zahlen
müssten. Vergibt die Bundesregierung hier
nicht die Chance für eine langfristige Reform
der Pflegeversicherung, weil die Rentner ein
kurzfristiges Sonderopfer zur Entlastung der
Rentenkassen bringen sollen? Und wie bewer-
ten Sie die Entscheidung mit Blick auf die
Notwendigkeit, unsere Sozialversicherung
durch kapitalgedeckte Vorsorge demographie-
sicherer zu machen? Wird hier ein neuer Ver-
schiebebahnhof zu Lasten der Pflegeversiche-
rung in Kauf genommen?

SV Prof. Dr. Eckart Bomsdorf: Hier wird auf
jeden Fall eine Möglichkeit vergeben, dass wir
die Pflegeversicherung langfristig in eine sta-
bilere Richtung bringen. Es ist natürlich klar,
wenn wir das jetzt machen, können wir den
Rentnern – das hat die Ministerin richtig ge-
sagt – nicht dies noch zusätzlich zumuten. Es
wäre also durchaus zu überlegen, ob man dies
jetzt lieber fallen lässt, um dann, im Zusam-
menhang mit der langfristigen Konsolidierung
der Pflegeversicherung und der Untermaue-
rung durch einen kapitalgedeckten Teil, die
Rentner stärker zu belasten. Wenn das Gesetz
in dieser Form in Kraft tritt, wie es jetzt im
Entwurf steht, würde diese Chance vertan. Es
ist die Frage, was dann langfristig mit der
Pflegeversicherung passiert, ob wir sie so gut
erhalten können, wie wir gerne möchten, denn
es stehen auch noch andere Dinge an, etwa die
Dynamisierung der Leistung u.ä.

Abg. Andreas Storm (CDU/CSU): Ich habe
noch Fragen an die Professoren Dr. Bomsdorf
und Dr. Schmähl sowie an die Sozialverbände.
Sie betreffen die vollständige Beitragstragung
der Rentner für den Pflegebeitrag, der ja zur
Rentenkürzung hinzukommt. Da hat Herr Prof.
Dr. Bomsdorf ausgeführt, dieses würde den
Eindruck einer Rente nach Kassenlage eröff-
nen und es sei zu befürchten, dass bei Auftre-
ten weiterer Probleme der Rentenversicherung
eine stärkere Übernahme der Krankenversiche-
rungsbeiträge durch die Rentner vorgesehen
wird. Können Sie das noch mal erläutern?
Würde das bedeuten, dass die Rentenversiche-

rung in den nächsten Jahren sozusagen zu ei-
nem Steinbruch wird, in dem man beliebig
über die Höhe einer möglichen Rentenanpas-
sung entscheidet, indem man das, was jetzt bei
der Pflege gemacht wird, auch auf die Kran-
kenversicherung der Rentner überträgt?

SV Prof. Dr. Eckart Bomsdorf: Ich hoffe
nicht, aber die Gefahr besteht natürlich. Zumal
im Vorfeld der Diskussion schon darüber
nachgedacht wurde, die Krankenversiche-
rungsbeiträge der Rentner zu erhöhen. Man
kann es natürlich auch anders sehen, sagen,
vielleicht hat man die Pflegeversicherungsbei-
träge erhöht, weil man die andere Maßnahme
nicht für richtig hielt. Ich sehe allerdings wirk-
lich die Gefahr, dass langfristig auch der Kran-
kenversicherungsbeitrag der Rentner erhöht
wird, und ich male ein ganz großes Schreckge-
spenst ans Ende, dass die Rentner irgendwann
auch Rentenbeiträge bezahlen müssen.

SV Prof. Dr. Winfried Schmähl: Die von
Herrn Bomsdorf zuletzt genannte Variante
sehe ich noch nicht, hingegen durchaus die
Diskussion, die kommen wird. Wenn wir in
der Pflegeversicherung im Grunde die Ablö-
sung der Beitragszahlung durch den Versiche-
rungsträger haben, könnte man das auch in der
Krankenversicherung machen. Systematisch
kann man darüber durchaus reden. Nur muss
man es im Zusammenhang mit dem gesamten
Leistungsniveau sehen. Das ist ein Element,
das im Grunde das Leistungsniveau beein-
flusst. Wir haben im Grunde eine Anpassungs-
formel, die für die nächste Zeit ein erhebliches
Maß an Manipulation zulässt und wenn man
dann zusätzlich noch am Krankenversiche-
rungsbeitrag drehen würde, würden wir wahr-
scheinlich über viele Jahre die Situation haben,
dass wir fast immer mit mehr oder weniger
Nullrunden bei der Rentenanpassung rechnen
können. Was das für das Vertrauen in das
System bedeutet, kann sich jeder ausmalen.

SV Ragnar Hoenig (Sozialverband Deutsch-
land e.V. (SoVD)): Ich möchte mich dem an-
schließen, was Herr Prof. Dr. Schmähl gesagt
hat, dass man die Belastungen insgesamt sehen
muss. Wir haben schon in der Vergangenheit
Belastungen für die Rentnerinnen und Rentner
gehabt. Bei den Belastungen, die jetzt auf dem
Tisch liegen und den Belastungen, die mit der
Reform der Rentenbesteuerung und der lang-
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fristigen Reform zur Rentenversicherung zu
erwarten sind, muss man berücksichtigen, dass
auch schon vor der Einführung der Pflegever-
sicherung Kosten für die Pflege entstanden
sind, die die heutigen Rentnerinnen und Rent-
ner damals über ihre Krankenkassenbeiträge
bzw. über Steuern finanziert haben. Deshalb
lehnen wir das entschieden ab. Nicht nur im
Hinblick darauf, dass es zu einer erheblichen
Belastung der Renten kommt, sondern auch im
Hinblick darauf, dass die Kosten bereits früher
angefallen sind, sich die Arbeitnehmer bereits
früher schon an der Finanzierung von Pflege-
kosten beteiligt haben. Und im Übrigen auch
im Hinblick auf das, was Herr Prof. Dr. Ruland
bereits ausgeführt hat, nämlich dass zuneh-
mend Arbeitnehmer Rente kommen, die sich
schon erheblich an der Finanzierung der Pfle-
geversicherung beteiligt haben.

SV Jens Kaffenberger (Sozialverband VdK
Deutschland e.V.): Die Frage zielt ja auch
darauf ab, ob damit zu rechnen ist, dass Kran-
kenversicherungsbeiträge demnächst voll ü-
bernommen werden müssen. Ich möchte mich
an Spekulationen nicht beteiligen. Es ist nur
klar, dass man das als Gesamtkonzeption sehen
und berücksichtigen muss, was in der Zukunft
auf die Rentner zukommt und wie das Netto-
rentenniveau in Zukunft aussehen wird. Und
das muss in eine langfristige Rentenreform
eingedacht werden, wo man dann auch die
Besteuerung sowie die jetzigen Überlegung zur
Anpassung der Rentenformel hineinnimmt. Ich
denke, bei dem, was jetzt auf den Tisch liegt,
ist kein Raum für einen zusätzlichen Kranken-
versicherungsbeitrag, der erhebliche Belastun-
gen darstellen würde. Ich möchte aber noch
einen Punkt ergänzen und auch unterstreichen,
dass sich jetzt auch bei den Versicherten –auch
bei unseren Mitgliedern – der Eindruck einer
Rente nach Kassenlage festsetzt. Und das ist
tatsächlich außerordentlich problematisch. Die
Leute vermuten, dass von nun an auch in Zu-
kunft, je nach Kassenlage, weitere Einschnitte
notwendig sein werden und das erschüttert das
Vertrauen ganz erheblich. Ich möchte das noch
einmal hervorheben und zuspitzen, was Herr
Prof. Schmähl sagte, dass nämlich dieser Ver-
trauensverlaust jetzt schon ganz erhebliche
Auswirkungen auf den Konjunkturverlauf hat.
Das wird negative Wachstumseffekte haben,
denn das Verhalten der Wirtschaftssubjekte
hängt von ihren Erwartungen ab und wir wis-
sen, wie miserabel die Erwartungen sind. Die
Leute sind im hohen Maße verunsichert. Sie

legen ihr Geld, wenn sie welches zur Verfü-
gung haben, auf die hohe Kante. Die Sparquote
steigt. Ich möchte noch einmal zu bedenken
geben, dass man nicht nur auf die Rentenversi-
cherungsbeiträge sieht, sondern auch sieht, was
die Konsumenten machen.

Abg. Birgitt Bender (BÜNDNIS 90/DIE
GRÜNEN): Ich habe zunächst eine Frage an
den VDR und die BfA. Im Verlauf der jetzigen
Anhörung wurden schon unterschiedliche Auf-
fassungen zur Schwankungsreserve deutlich.
Man hat in der öffentlichen Debatte manchmal
den Eindruck, als sei es die Schwankungsre-
serve, die das Verhältnis von Einnahmen und
Ausgaben in der Rentenversicherung regeln
würde. Deswegen bitte ich beide Herren, ein-
mal zu erläutern, in welchem Verhältnis Ein-
nahmen und Ausgaben in der Rentenversiche-
rung stehen und was im Gegensatz dazu die
Aufgabe der Schwankungsreserve ist. Und eine
zweite Frage an Prof. Dr. Ruland und an Herrn
Michaelis. Die Koalitionsfraktionen haben sich
politisch verpflichtet, Einschnitte bei der Al-
tersversorgung wirkungsgleich auf die Beam-
ten zu übertragen. Wie beurteilen Sie diese
Absicht?

SV Prof. Dr. Franz Ruland (Verband Deut-
scher Rentenversicherungsträger): Die
Schwankungsreserve hat mit der letzten Ände-
rung auf 0,3 Monatsausgaben eine andere
Funktion bekommen. Bislang war es so, dass
die Ausgaben inklusive der Schwankungsre-
serve das Ziel waren, das durch Einnahmen aus
Beiträgen und Bundeszuschüssen erreicht wer-
den musste. Heute wird die Schwankungsre-
serve praktisch auf 0,2 Monatsausgaben fest-
geschrieben. Der Beitragssatz wird ebenfalls
vorgegeben, so dass wir in der Tat die span-
nende Situation bekommen, dass wir, wenn
dies nicht reicht, auf vorgezogene Bundeszu-
schüsse oder auf Liquiditätshilfen angewiesen
sind. Ich glaube, dass es ganz wichtig ist, dass
die Funktion der Schwankungsreserve nicht
nur darin besteht, am Monatsende die Renten
auszuzahlen, was die wichtigste Funktion ist,
sondern – und das zeigt, weshalb wir schon
sehr früh im nächsten Jahr auf die Schwan-
kungsreserve angewiesen sind – dass die Rente
den Risikostrukturausgleich in der Kranken-
versicherung mit finanzieren muss und zwar
ein paar Tage, nachdem die Rentenauszahlung
stattgefunden hat. Und insofern hätten wir,
wenn die Schwankungsreserve so weit oder gar
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auf null abgesenkt würde, wozu es Überlegun-
gen gibt, ein Kontokorrentkonto beim Finanz-
minister, wo wir die entsprechenden Mittel
jeweils abbuchen müssten. Damit würde eine
ganz fatale Abhängigkeit der Rentenversiche-
rung vom Bundeshaushalt geschaffenen, die
dem Bundeshaushalt nicht gut bekäme.

SV Klaus Michaelis (Bundesversicherungsan-
stalt für Angestellte): Zunächst noch zur
Schwankungsreserve. Wir haben ja derzeit
einen Korridor der Schwankungsreserve, der
einen oberen und einen unteren Zielwert hat.
Der untere Zielwert dient in der Tat dazu, die
Liquidität der monatlichen Zahlungen zu si-
chern und der obere Ziel ist die Beitragssatz-
stabilität. Ich glaube, dass wir diese wichtige
Einrichtung behalten sollten und nicht leicht-
fertig auf sie verzichten sollten. Ich denke, es
ist wichtig, dass wir wieder eine gewisse Bei-
tragsstabilität erreichen, um so das Vertrauen
in die Rentenversicherung zu stärken. Sie ha-
ben andererseits in jeder Hinsicht Recht, Frau
Bender, dass die Außeneinnahmen und -
ausgaben der Rentenversicherung nicht über
die Schwankungsreserve, sondern über den
Beitragssatz gesteuert werden. Was die Über-
tragung auf Beamte anbelangt, glaube ich, dass
es seit den letzten Rentenreformen, spätestens
seit der Rentenreform des Jahres 1992, un-
streitig ist, dass all die Maßnahmen, die sich in
dem einen Sicherungssystem zu Lasten der
Betroffenen auswirken auch in anderen Siche-
rungssystemen öffentlich-rechtlicher Art nach-
vollzogen werden müssen.

SV Prof. Dr. Franz Ruland (Verband Deut-
scher Rentenversicherungsträger): Es ist in der
Tat dringend notwendig, dass, wenn Maßnah-
men in der gesetzlichen Rentenversicherung
ergriffen werden, sie wirkungsgleich auch im
Bereich der Beamtenversorgung umgesetzt
werden. Wobei es natürlich gewisse Schwie-
rigkeiten gibt, wenn Beiträge in Rede stehen,
aber die Beamten in der privaten Pflegeversi-
cherung abgesichert sind, dann muss man
schauen, wie man hier eine Parallele findet. Es
lässt sich nicht einfach unmittelbar übertragen.

Abg. Birgit Bender (BÜDNIS 90/DIE GRÜ-
NEN): Ich habe weitere Fragen an Herrn Mi-
chaelis. Sie legen in Ihrem Gutachten dar, dass
die Rentenversicherung aufgrund der abge-
senkten Schwankungsreserve im kommenden

Jahr möglicherweise einen vorgezogenen Bun-
deszuschuss oder Liquiditätshilfe in Anspruch
nehmen muss und Sie sagen, dass damit die
Finanzierungslasten um ein Jahr verschoben
werden. Trifft es zu, dass dieser Schluss nur
unter der Annahme gezogen werden kann, dass
der Beitragssatz für das kommende Jahr zu
knapp bemessen wäre? Zweite Frage: Können
Sie bitte darlegen, welche Konsequenz die
Maßnahme die Verlegung des Auszahlungs-
zeitpunkts der Renten für die Rentnerinnen und
Rentner hat und wie Sie dies sozialpolitisch
beurteilen? Und drittens: Sie problematisieren
in Ihrer Stellungnahme, dass der Beitragssatz
für das Jahr 2004 durch die Reduzierung der
Schwankungsreserve und nicht durch struktu-
relle Maßnahmen erreicht werden soll. Welche
strukturellen Maßnahmen hätten Ihres Erach-
tens stattdessen ergriffen werden sollen?

SV Klaus Michaelis (Bundesversicherungsan-
stalt für Angestellte): Zu den Folgen einer
Liquiditätshilfe, der Inanspruchnahme der
Bundesgarantie im Jahr 2004, so wie wir sie
nach den Annahmen der Bundesregierung
errechnet haben, bleibt nur zu sagen, dass sie
den Beitragssatz 2005 belasten wird. Wenn die
Liquiditätshilfe im Jahr 2004 in Anspruch ge-
nommen werden muss, dann muss sie 2005
ausgeglichen werden. Und wenn sie ausgegli-
chen werden muss, dann muss der Beitragssatz
entsprechend festgesetzt werden. Deshalb han-
delt es in der Tat nur um eine Verschiebung
der Lasten, wenn man jetzt nicht konsequent
die Finanzsituation der Rentenversicherung im
Jahr 2004 auch ohne Liquiditätshilfe sichert.
Was den Auszahlungszeitpunkt der Rente an-
belangt, hier ist ja die Überlegung, ihn ab 1.
April des nächsten Jahres bei Neurentnern auf
das Ende des Monats zu verlegen. Da sind
zwei Dinge für mich wichtig. Zunächst glaube
ich, dass es den Betroffenen im Regelfall zu-
zumuten ist. Die meisten Arbeitnehmer be-
kommen zum Ende des Monats ihren letzten
Lohn und wenn wenige Tage später mit Be-
ginn der Rente gleich die erste Rentenzahlung
erfolgt, kommt es praktisch zu einer doppelten
Zahlung. Ich glaube, dass man auf das Mo-
natsende gehen kann. Bei der Umstellung auf
das Monatsende bei den Lohnersatzleistungs-
beziehern haben wir eine ähnliche Situation.
Auch Lohnersatzleistung wie Krankengeld und
Arbeitslosengeld werden regelmäßig im nach-
hinein gezahlt. In diesem Zusammenhang ist es
sehr wichtig, dass man, wenn die Rentenzah-
lung zum Ende des Monats erfolgt, die streitige
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Frage zwischen dem Haushaltsausschuss und
der derzeitigen Rechtslage noch einmal angeht.
Man sollte überlegen, ob man nicht durch die
Änderung im Gesetzestext sicherstellt, dass die
Rentenversicherungsträger die Beträge am
Auszahlungstag zur Verfügung stellen müssen.
Auf diese Weise könnte man einer Forderung
des Bundesrechnungshofs Rechnung tragen.

Was den letzten Aspekt Ihrer Frage zu den
strukturellen Maßnahmen anbelangt: Wir sind
nun wieder bei der Absenkung der Schwan-
kungsreserve, die nun zum dritten Mal hinter-
einander in Stufen erfolgt, und jedes mal hat
sich gezeigt, dass all das, was man durch eine
Absenkung der Schwankungsreserve gewon-
nen hat, spätestens im nächsten Jahr eine zu-
sätzliche Belastung darstellt. Das macht deut-
lich, dass es sich um keine dauerhafte Lösung
handelt. Als strukturelle Maßnahme bieten sich
in der Rentenversicherung immer nur die klas-
sischen Kriterien an, die dauerhafte Abhilfe
geben. Das sind einerseits eine zusätzliche
Beitragsbelastung und andererseits weitere
Leistungseingrenzungen. Mehr Stellschrauben
kennt die Rentenversicherung nicht, aber ich
glaube nicht, dass es jetzt sinnvoll ist, darüber
zu diskutieren.

Abg. Birgitt Bender (BÜNDNIS 90/DIE
GRÜNEN): Ich habe zwei Fragen an die BDA.
Die Opposition wendet sich gegen die Absen-
kung der Schwankungsreserve, damit wäre in
der jetzigen Lage aber ein Anstieg des Bei-
tragssatzes auf 20 % verbunden. Wie beurtei-
len Sie die Konsequenzen auf die wirtschaftli-
che Entwicklung? Die Opposition vertritt die
Meinung, dass Veränderungen im Leistungs-
recht nicht zumutbar seien. Wie beurteilen Sie
die Änderung, die wir vorsehen und wie beur-
teilen Sie den Vergleich zu Belastungen der
Arbeitnehmer?

SV Alexander Gunkel (Bundesvereinigung
der Deutschen Arbeitgeberverbände): Wir
halten die Absenkung der Schwankungsreserve
in der jetzigen Situation für unverzichtbar. Es
soll eine vorübergehende Maßnahme sein.
Wenn auf dieses Instrument jetzt verzichtet
würde, würde dies bedeuten, dass der Beitrags-
satz im kommenden Jahr angehoben werden
müsste. Dies würde dazu führen, dass die po-
sitiven Entlastungswirkungen durch die Ge-
sundheitsreform kontakariert würden. Dadurch
würden keine Entlastungen, wie gewollt, bei

den Lohnzusatzkosten eintreten und damit
würde die Chance, positiv auf die Beschäfti-
gungslage einzugehen, vertan werden. Was die
Belastung der Rentner durch die vorgesehenen
Maßnahmen betrifft, ist unseres Erachtens
wichtig festzuhalten, dass die jetzt von den
Koalitionsfraktionen vorgeschlagenen Maß-
nahmen überwiegend nicht zu Lasten der
Rentner gehen, sondern im Gegenteil, das
Maßnahmepaket überwiegend durch eine Ab-
senkung der Schwankungsreserve finanziert
wird, die die Rentner in keiner Weise belastet.
Es handelt sich dabei um zukünftige Belastun-
gen der Beitragszahler. Wenn die Schwan-
kungsreserve wieder angehoben wird, belastet
der überwiegende Teil des Maßnahmepakets
die Rentner in ebenfalls keiner Weise. Die
heutigen Rentner werden u.a. nicht einmal
durch die Veränderung beim Auszahlungszeit-
punkt der Renten belastet. Nur ein kleiner Teil
belastet tatsächlich die Rentner, das andere
sind eher zukünftige Lasten für die Beitrags-
zahler, die sich allerdings auf Grund der jetzi-
gen Situation rechtfertigen.

Abg. Birgitt Bender (BÜNDNIS 90/DIE
GRÜNEN): Dr. Bräuninger, wie würden Sie
einen möglichen Anstieg des Beitragssatzes
angesichts der derzeitigen wirtschaftlichen
Lage beurteilen, welche Folgen hätte das für
die konjunkturelle Entwicklung und für die
Beschäftigung?

SV Dieter Bräuninger: Wir halten das vorge-
legte Maßnahmenpaket für sachgerecht und
sehen keine sinnvolle Alternative bei der Sta-
bilisierung der Beitragssätze zur gesetzlichen
Rentenversicherung. Andernfalls hätten der
Standort Deutschland und die Unternehmen im
kommenden Jahr keine Perspektive für sinken-
de Sozialabgaben und sinkende Lohnneben-
kosten. Diese Perspektive ist dringend notwen-
dig. Ich will nur darauf verweisen, was schon
gesagt wurde, dass die gegenwärtige Reform-
debatte und die gegenwärtigen Reformbestre-
bungen in Deutschland, insbesondere auch im
Ausland, mit großem Interesse verfolgt wer-
den. Wenn in dieser Lage die Rentenversiche-
rungsbeiträge erhöht würden, wo weithin Er-
wartungen bestehen, dass am Standort
Deutschland die Lohnnebenkosten gesenkt
werden, dann wäre das genau das falsche Sig-
nal und das wäre überaus kontraproduktiv. Wir
sehen im kommenden Jahr die Chance, dass
sich im Zuge der allmählichen Erholung der
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Weltwirtschaft die Lage am Arbeitsmarkt sta-
bilisiert und in der zweiten Jahreshälfte eine
Besserung eintritt. Diese günstigen Perspekti-
ven wären gefährdet, wenn die Rentenversi-
cherungsbeiträge steigen würden. Das hier
schon wiederholt, zuerst von Frau Dr. Engelen
Kefer, angesprochene Argument, dass die
Nullrunde bei den Renten und die Übernahme
der Beiträge zur Sicherung durch die Rentner
die Nachfrage belastet, sehe ich nicht. Zum
einen ist nur ein Teil der Belastungen von den
Rentnern zu tragen, zum anderen muss man
sehen, dass auch die Rentner, insbesondere die
Rentner in Westdeutschland eine Sparquote
haben, die nicht sehr weit von der Sparquote
der Arbeitnehmer entfernt ist, so dass sich
dadurch keine negativen – zumindest keine
nennenswerten negativen Nachfrageeffekte
ergeben. Herr Prof. Dr. Döring hatte in seinem
ersten Statement, wie ich meine, sehr richtig
angesprochen, dass man die Reformbemühun-
gen auch unter langfristigem Aspekt sehen
müsste. Er hat ausgeführt, dass die langfristi-
gen Aspekte wichtiger wären als die kurzfristi-
gen Aspekte. In dieser Hinsicht meine ich, dass
sich das kurzfristige Maßnahmepaket durchaus
in die längerfristigen Notwendigkeiten einfügt.
Es muss darum gehen, das Wachstum in
Deutschland zu stärken. Wirtschaftswachstum
und Beschäftigung sind letztlich die Grundla-
gen der sozialen Sicherung und so betrachtet,
fügt sich das Maßnahmenpaket in die langfris-
tigen Notwendigkeiten durchaus ein.

Abg. Birgitt Bender (BÜNDNIS 90/DIE
GRÜNEN): Dr. Bräuninger, wie sehen Sie die
langfristigen Notwendigkeiten?

SV Dieter Bräuninger: Ich bin überzeugt
davon, dass es notwendig ist, auf längere Sicht
den Beitragssatz stabil zu halten und so lange
es geht, einen Anstieg zu vermeiden. Ich sehe
dazu durchaus Chancen, die Rürup-
Kommission u.ä., auch die Vorschläge der
Herzogkommission sind in dieser Richtung
überaus sachdienlich und sollten möglichst
rasch umgesetzt werden.

Abg. Birgitt Bender (BÜNDNIS 90/DIE
GRÜNEN): Eine Frage an den Sozialverband
Deutschland: Sie lehnen die Maßnahmen der
Regierungsfraktion entschieden ab und warnen
in Ihrer Stellungnahme vor einer rasch wach-
senden Altersarmut. Die Untersuchung „Al-

terssicherung in Deutschland“ spricht eine
gänzlich andere Sprache. Insbesondere kann
man daraus entnehmen, dass von der Höhe der
gesetzlichen Renten nicht auf die Höhe der
Alterseinkommen geschlossen werden kann.
Welche Daten legen Sie Ihren Behauptungen
zu Grunde?

SV Ragnar Hoenig (Sozialverband Deutsch-
land e.V. (SoVD)): Sie müssen die Einkom-
menssituation der Menschen heute sehen, wir
haben sehr viele Arbeitslose, wir haben sehr
viele Sozialhilfeempfänger, dazu gehören vor
allem auch Frauen mit Kindern, die nicht in die
gesetzliche Rentenversicherung einzahlen,
keine Ansprüche aus der gesetzlichen Renten-
versicherung erwerben. Die Arbeitslosigkeit,
gerade im Osten Deutschlands, ist besonders
hoch. Wir haben bereits mehrfach gewarnt,
dass sich dieses bei den Rentenansprüchen der
folgendenden Generation niederschlagen wird.
Wir haben das Sicherungssystem der Grundsi-
cherung, gleichwohl muss man sagen, dass es
sich bei der Grundsicherung nach wie vor um
eine sozialähnliche Leistung handelt. Wenn Sie
das Konzept der Altersarmut verfolgen, dass
Sie mit dem ersten Armuts- und Reichtumsbe-
richt der Bundesregierung gewählt haben,
nämlich das Lebenslagenkonzept, in dem die
Frage der Wohnsituation eine Rolle spielt,
dann halten wir diese Befürchtung durchaus
für begründet.

Abg. Dr. Heinrich L. Kolb (FDP): Ich bitte
um eine Stellungnahme vom VDR und der
BfA zu dem Thema der Frühverrentung. Der
VDR hat in seiner Stellungnahme wiederholt,
dass in der Vergangenheit schon immer auf die
Belastung der Rentenversicherung durch die
Frühverrentung hingewiesen worden wäre. In
der Stellungnahme der BfA liest sich das an-
ders, dass es gar nichts bringen würde, wenn
man Frühverrentung beenden würde. Können
Sie den Widerspruch auflösen und möglicher-
weise sagen welche Kosten die Frühverrentung
in einem Jahr verursacht?

SV Prof. Dr. Franz Ruland (Verband Deut-
scher Rentenversicherungsträger): Ich glaube,
das ist kein Widerspruch. Wir müssen zwei
Entwicklungen voneinander unterscheiden.
Zum einen, wir haben immer wieder darauf
hingewiesen, dass die Rentenlaufzeiten seit
1960 über 60 % gestiegen sind, und dass, wenn
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wir diese Entwicklung nicht hätten, wir einen
Beitragssatz um 13 % bräuchten. Wir würden
dann heute eine ganz andere Diskussion füh-
ren. Deshalb war und ist es richtig, auch bei
den Altersgrenzen als Lösungsansatz zu blei-
ben. Die vorgezogenen Altersgrenzen sind
schon weitgehend angehoben worden. Wenn
man die Altersgrenze aufschiebt, etwa von 65
auf 67 Jahre, dann haben Sie dauerhafte Ein-
sparungen, weil diejenigen Versicherten, die
das nicht tun, entsprechende Abschläge hin-
nehmen müssten. Wenn wir die Frühverren-
tung stoppen, haben wir im Moment eine Li-
quiditätsersparnis, weil wir die Leistung nicht
zahlen müssen. Aber die Versicherten erwer-
ben zusätzliche Ansprüche und bekommen ab
dem Alter 65 – über drei, vier Jahre zeitver-
setzt – eine Rente ausgezahlt, die dann ent-
sprechend höher ist. Das heißt, wir haben in
dieser Phase einen Liquiditätsschub, aber dann
in drei, vier Jahren entsprechend höhere Ren-
ten. Es muss unterschieden werden zwischen
der Anhebung der Regelaltersgrenze und einer
dadurch bedingten dauerhaften Einsparung und
der Anhebung bei der Bekämpfung der Früh-
verrentung und der daraus resultierenden vor-
rübergehenden Einsparung. Ich glaube, dass
war es, worauf die BfA hinweisen wollte.

SV Klaus Michaelis (Bundesversicherungsan-
stalt für Angestellte): Die Situation bei den
vorgezogenen Altersrenten ist in der Tat so,
dass das Anheben eines tatsächlichen Renten-
eintrittsalters an sich finanzneutral ist, solang
wir uns innerhalb des Rahmens bis zum 65.
Lebensjahr befinden. Durch die Rentenab-
schläge ist geregelt, dass derjenige, der vorzei-
tig in Rente geht, weniger Rente bekommt, als
der, der erst zur Regelaltersrente in Rente geht.
Diese versicherungsmathematisch kalkulierten
Abschläge sind exakt berechnet, so dass es
langfristig für die Rentenfinanzen unerheblich
ist, wann jemand vor dem 65. Lebensjahr in
Rente geht. Andererseits – und da hat Prof.
Ruland völlig recht – ist die Frage, welche
Generation wird wann belastet und für die
aktuell beitragszahlende Generation ist es na-
türlich gut, wenn diese Möglichkeit der Früh-
verrentung eingeschränkt wird, weil dann eine
andere Generation die Beiträge zahlen müsste.
Was die Gerechtigkeit anbelangt, ist es in der
Tat so, dass sich die Abschläge hier versiche-
rungsmathematisch fair ausgleichen.

Abg. Dr. Heinrich L. Kolb (FDP): Wenn ich
Sie richtig verstanden habe, gibt es keine ande-
re Alternative. Dann wäre eine Einschränkung
der Frühverrentung eine kurzfristig – nicht erst
zum Ende des Jahrzehnts – sondern ab 1. Janu-
ar 2004 eine Maßnahme, die kurzfristig eine
Liquiditätsverbesserung der Rentenversiche-
rung bewirken würde? Wenn ja, in welcher
Größenordnung wäre die Liquiditätsverbesse-
rung zu erwarten?

SV Prof. Dr. Franz Ruland (Verband Deut-
scher Rentenversicherungsträger): Wir hätten
in der Tat in einer kurzen Zeit einen Liquidi-
tätszuwachs, weil bestimmte Jahrgänge nicht
in Rente gingen, aber es sind meistens Perso-
nen, die über 60 Jahre sind. In drei, vier Jahren
würden sie in Rente gehen und hätten erstens
mehr Entgeltpunkte und zweitens keine Ab-
schläge, so dass sich das praktisch in wenigen
Jahren wieder ausgleichen würde. Aber in
dieser Spanne von zwei, drei Jahren hätten wir
einen Finanzschub, wobei man natürlich sehen
muss, dass diese Maßnahme sehr rasch eintritt,
vermutlich so rasch, dass schon Personen, die
in Altersteilzeit gegangen sind, sich nur schwer
drauf einstellen könnten. Sie wollen eine Aus-
nahme vorsehen, aber das macht gerade die
Schwierigkeit, es zu berechnen, aus, weil wir
nicht wissen, wie viele Personen bereits die
Disposition getroffen haben. Wenn wir davon
ausgehen, dass ein ganzer Jahrgang – was hier
nicht der Fall ist – in Rente gehen würde, hät-
ten wir eine Einsparung von 0,8 Beitragssatz-
prozent.

SV Klaus Michaelis (Bundesversicherungsan-
stalt für Angestellte): Ich kann die Zahlen
bestätigen, aber es ist erkennbar, dass ein gan-
zer Jahrgang nicht ein Jahr später in Rente
gehen wird und deshalb wird sich das, was
man aktuell spart, auf einen Wert deutlich un-
ter 0,8 % Beitragssatzpunkte bewegen.

Abg. Daniel Bahr (Münster) (FDP): Ich habe
eine Frage an Professor Bomsdorf, an den
VDR und die BfA. Die Bundesregierung rech-
net mit Minderausgaben in der gesetzlichen
Rentenversicherung im Jahr 2004 in Höhe von
500 Mio. Euro durch eine erhoffte Senkung
des Beitragssatzes in der gesetzlichen Kran-
kenversicherung und die zeitnahe Weitergabe
an die Rentnerinnen und Rentner. Vorausset-
zung ist natürlich, dass die Krankenkassen
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auch tatsächlich ihren Beitragssatz senken.
Deswegen möchte ich wissen, ob Sie die von
der Bundesregierung prognostizierten 500
Mio. Euro für eine realistische Größenordnung
halten und wann diese Entlastung für Sie ein-
treten wird?

SV Prof. Dr. Eckart Bomsdorf: Ich halte die
Einschätzung für ein sehr ehrgeiziges Ziel und
bin skeptisch, ob es erreicht werden kann.

SV Prof. Dr. Franz Ruland (Verband Deut-
scher Rentenversicherungsträger e.V.): Ich
hatte in einer anderen Antwort bereits gesagt,
dass es entscheidend ist, ob und wann und
inwieweit die Krankenkassen die Beiträge
tatsächlich absenken. Wir kennen die Diskus-
sion. Ich sehe diese Einsparung als einen Hof-
fungswert an und ich wäre sehr froh, wenn sie
tatsächlich erreichbar wäre.

SV Klaus Michaelis (Bundesversicherungsan-
stalt für Angestellte): Die Frage lässt sich ge-
nerell leicht beantworten. Ein Prozent Bei-
tragssatzsenkung in der Krankenversicherung
bedeutet für die Rentenversicherung eine Ent-
lastung von 0,1 Beitragssatzpunkten. Aber in
welcher Größenordnung die Beitragssätze in
der gesetzlichen Krankenversicherung im
nächsten Jahr sinken werden und damit eine
entlastende Wirkung für die Zahlung der
Krankversicherung der Rentner bei den Ren-
tenversicherungsträgern auslösen, kann ich
nicht sagen. Die Größenordnungen, die ge-
schätzt worden sind, sind sicher im Bereich
dessen, was realistisch angesehen werden
kann, ob sie so zutreffen, kann keiner sagen.

Abg. Dr. Heinrich L. Kolb (FDP): Bisher
wurde davon ausgegangen, dass die Schwan-
kungsreserve sich zum Jahresende bei 0,42
Monatsausgaben einstellen soll. Aber, wenn
ich das richtig verstanden habe, ist in den acht
Mrd., die der Schätzerkreis als Defizit zusam-
mengestellt hat, auch erst die Wiederauffüllung
von 0,42 auf 0,5 Monatsausgaben gedanklich
enthalten, so dass man nur durch die Absen-
kung auf 0,2 Monatsausgaben auf die 4,8 Mrd.
Euro kommen kann? Wie sehen Sie – Frage an
VDR und BfA – die Risiken, dass die Schwan-
kungsreserve am Jahresende nicht bei 0,42
Monatsausgaben steht? Sie haben geschrieben,
dass Sie mögliche Wirkungen des Verdi-

Abschlusses mit 750 Mio. Euro veranschlagt
haben. Ist das ein eher mittleres realistisches
Szenario, welche Risiken sind aus diesem Be-
reich zu erwarten?

SV Prof. Dr. Franz Ruland (Verband Deut-
scher Rentenversicherungsträger e.V.): Natür-
lich haben wir Ende des Jahres noch beträcht-
liche Risiken. Diese Risiken sind zum einen
der Tarifabschluss von Verdi. Hier gehen wir
davon aus, weil wir in etwa das Potential der
betroffenen Arbeitnehmer einschätzen können,
dass jedenfalls bei den Ländern und Gemein-
den für dieses Jahr die Umstellung erfolgen
wird. Wir haben versucht, die realistische Grö-
ße an Beitragsverlust in die Berechnung mit
einzustellen. Die spannende Frage ist, wie geht
es dann Ende 2004 weiter, da wird der Bund
von dieser Möglichkeit Gebrauch machen.
Aber auch das ist mit einem Wert in die Be-
rechnungen mit eingestellt und da sind, obwohl
wir hier bei einer relativ sicheren Zahlenbasis
sind, Überraschungen auch nicht völlig auszu-
schließen.

Die andere Frage ist, ob die Annahmen, die wir
bei der Entgeltumwandlung eingestellt haben,
zutreffen. Wir haben uns bemüht, das so rea-
listisch einzuschätzen wie möglich, wobei
diese Einschätzung zwei Probleme hat . Wir
wissen nicht genau, was im letzten Jahr schon
an Entgeltumwandlungen geschehen ist und
was im letzten Jahr schon an Weihnachtsgel-
dern nicht gezahlt worden ist. Diese Unsicher-
heit haben wir dieses Jahr natürlich auch in
größerem Maße. Im letzten Dezember sind wir
davon ausgegangen, dass die Verluste größer
sein werden als sie tatsächlich gewesen sind.
Möglicherweise ist es in diesem Jahr ähnlich,
es kann aber auch sein, dass das, was letztes
Jahr noch nicht geschehen ist, uns in diesem
Jahr einholt. Insofern gibt es eine Unsicherheit.
Andererseits könnte es auch sein, ich will die
Hoffnung nicht ganz aufgeben, dass die etwas
positivere Entwicklung der Beiträge im Monat
September weiter gehen könnte. Ich gehe da-
von aus, dass nach dem gebündelten Wissen
der Schätzer in diesem Kreis, die Annahme
wohl nicht unrealistisch ist.

SV Klaus Michaelis (Bundesversicherungsan-
stalt für Angestellte): Prof. Ruland hat die drei
Unsicherheitsgrößen genannt. Als erstes – und
das ist für mich das Wichtigste – die Sonder-
zahlungen zum Ende dieses Jahres. Es ist äu-



Ausschuss für Gesundheit und Soziale Sicherung, 42. Sitzung, 30.10.2003

24

ßerst schwer abzuschätzen, inwieweit noch
Weihnachtsgelder, und wenn ja, in welchem
Umfang, gezahlt werden. Das Zweite ist die
Entgeltumwandlung, auch hier liegen uns kei-
ne konkreten Daten vor. Es ist äußerst schwie-
rig, dass einzuschätzen und ich habe die Hoff-
nung, dass wir möglicherweise auch hier die
Sorge überschätzen. Aber, wie im letzten Jahr,
kann ich konkret natürlich jetzt dazu nichts
sagen und letztlich ist hinsichtlich der Um-
stellung der Lohn- und Gehaltszahlungen der
öffentlich-rechtlichen Arbeitgeber auch nicht
abschließend für uns feststellbar, ob und in-
wieweit die kommunalen Arbeitgeber hiervon
Gebrauch machen. Ich weiß nur, dass Sie es
wollen. Es bleiben also Unsicherheitsfaktoren.
Nach unseren heutigen Schätzungen werden
wir 1,3 Mrd. haben, die uns fehlen, um eine
Schwankungsreserve von 0,5 am Ende des
Jahres zu erreichen. Vielleicht werden es mehr,
vielleicht werden es weniger sein.

Abg. Daniel Bahr (Münster) (FDP): Meine
erste Frage bezieht sich auf den Beitragssatz
im nächsten Jahr. Glauben Sie, dass durch
diese Maßnahmen der Rentenbeitrag im
nächsten Jahr stabil gehalten wird? Glauben
Sie, dass durch diese Maßnahmen verhindert
werden kann, dass wir möglicherweise in ei-
nem Jahr erneut über eine Nullrunde für die
Rentnerinnen und Rentner im Jahre 2005 dis-
kutieren müssen. Wie sieht der Sozialverband
Deutschland die Diskussion um die Frühver-
rentung? Gibt es Vorschläge des Sozialverban-
des Deutschlands und wie ist die Position Ihres
Verbandes?

SV Ragnar Hoenig (Sozialverband Deutsch-
land e.V. (SoVD)): Ich beginne mit der dritten
Frage. Wir sehen in der Tat in der Bekämpfung
der Frühverrentung eine Maßnahme, mit der
man die finanziellen Grundlagen der Renten-
versicherung stärken kann. Wir wollen uns
gegen die Diskussion auch nicht sperren. Wir
sehen ganz im Gegenteil, dass die Frage der
höheren Erwerbsbeteiligung älterer Arbeit-
nehmerinnen und Arbeitnehmer ausführlich
diskutiert werden muss, mit welchen Maßnah-
men beigetragen werden kann, dass einerseits
die Frühverrentung gestoppt wird, aber ande-
rerseits Arbeitsbedingungen so hergestellt
werden, dass es älteren Arbeitnehmerinnen und
Arbeitnehmern möglich ist, bis zum Erreichen
der jeweiligen Altersgrenze zu arbeiten. Wir
sehen gleichwohl in dem Gesetzentwurf, der

hier auch zur Diskussion vorliegt, kein zielfüh-
rendes Mittel zur Erreichung einer höheren
Erwerbsbeteiligung. Man kann nicht einfach
soziale Leistungen kürzen, ohne sich darüber
Gedanken zu machen, wie man den Arbeits-
markt tatsächlich für ältere Arbeitnehmerinnen
und Arbeitnehmer wieder öffnet. Deshalb re-
gen wir an, dass ausführlich über diesen Punkt
diskutiert wird und sind auch gerne bereit, an
dieser Diskussion mitzuwirken.

Inwieweit der Beitragssatz im nächsten Jahr
durch die vorgesehenen Maßnahmen stabil
bleibt, kann ich nicht beurteilen. Wir sehen
natürlich im Vordergrund zuerst die Kürzung,
die sich für die Betroffenen daraus ergibt, die –
wenn man sie nominal nimmt – für den einen
oder anderen hier nicht hoch erscheinen mö-
gen, gleichwohl, wenn man sich die Höhe des
Zahlbetrages der Renten anschaut, relativ
spürbar und schmerzhaft für die Betroffenen
ist. Die Frage, die wir uns angesichts der Maß-
nahmen hier natürlich stellen, ist, was man
angesichts der finanziellen Situation dann für
Maßnahmen im kommenden Jahr ergreifen
will.

SV Jens Kaffenberger (Sozialverband VdK
Deutschland e.V.): Auch für mich ist es
schwierig abzuschätzen, wie die Beitragsent-
wicklung im nächsten Jahr sein wird. Das
hängt damit zusammen, dass die Probleme, die
wir gegenwärtig haben, konjunkturbedingt sind
und nicht demographiebedingt, wie es gerne in
der Öffentlichkeit gesehen oder vergessen
wird. Insofern müsste man jetzt abschätzen,
wie sich die Konjunktur im nächsten Jahr ent-
wickelt. Dazu bin ich momentan nicht in der
Lage, es gibt Indikatoren dafür, dass sich eine
Erholung abzeichnet. Eine weitere Unwegbar-
keit ist natürlich, wie entwickeln sich die Bei-
tragssätze der Krankenversicherung. Das ha-
ben wir auch schon gehört; gibt es die entspre-
chende Entlastung oder nicht?

Dahingehend noch eine Anmerkung: Wichtig
ist nur, wenn wieder die Beitragssätze bzw. die
Beitragseinnahmen sich nicht so entwickeln
sollten, wie wir uns das alle wünschen, können
nicht erneut Einschnitte durch das Aussetzen
einer Anpassung oder ähnlichem erfolgen Sie
würden zu einem weiteren Vertrauensverlust
führen. Dann sollte man wirklich darüber
nachdenken, ob man nicht durch eine entspre-
chende Steuerfinanzierung solche konjunktu-
rellen Einnahmeausfälle ausgleicht.
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SV Klaus Michaelis (Bundesversicherungsan-
stalt für Angestellte): Zunächst zur Frage der
Grundsicherungsberechtigten. Wenn ein Rent-
ner zugleich grundsicherungsberechtigt ist,
weil er mit der Höhe seiner Rente unter dem
Bedarfssatz für die Grundsicherung liegt, dann
zahlt er zwar auch Beiträge in der Pflichtpfle-
geversicherung der Rentner, aber dies wird
letztlich dadurch kompensiert und ausgegli-
chen, dass die Grundsicherungsleistungen be-
darfsorientiert sind und deshalb den gesamten
Bedarf abdecken.

SV Alexander Gunkel (Bundesvereinigung
der Deutschen Arbeitgeberverbände): Wir
halten den Wegfall der Zuschüsse der Renten-
versicherung zur Pflegeversicherung in der
jetzigen Situation für eine richtige Maßnahme.
Wir meinen auch, sie lässt sich sachgerecht
begründen. Wir haben da eine etwas andere
Begründung als sie von Seiten der Koalitions-
fraktion verwendet worden ist. Wir meinen,
dass die Zuschüsse zur Pflegeversicherung
keine Versicherungsgrundleistung der Renten-
versicherung sind und wenn es um Leistungs-
kürzungen geht, deren Streichung eine Maß-
nahme ist, die man treffen kann. Zum Anderen
sehen wir, dass die aktiven Beitragszahler – die
Arbeitgeber auf der einen Seite und die versi-
cherten Arbeitnehmer auf der anderen Seite –
heute eine Doppelbelastung haben, weil Sie
nicht nur für den Pflegeversicherungsschutz
der Arbeitnehmer Sorge tragen, sondern tat-
sächlich auch hälftig über ihre Beiträge zur
Rentenversicherung auch noch die Absiche-
rung der Rentner gegen Pflegebedürftigkeit
finanzieren und diese Doppelbelastung wird
jetzt beendet. Aus diesen beiden Gründen han-
delt es sich um eine richtige Maßnahme.

Abg. Horst Schmidbauer (Nürnberg) (SPD):
Meine Frage richtet sich an den VDR, an Prof.
Döring und an den DGB. Wir kennen aus dem
CDU-Antrag die Vorstellung, dass eine Rente
ohne Abschläge nach 45 Versicherungsjahren
möglich gemacht werden sollte. Jetzt ist meine
Frage: Kann dies nach Ihrer Einschätzung
kostenneutral tatsächlich durchgeführt werden?

SV Prof. Dr. Franz Ruland (Verband Deut-
scher Rentenversicherungsträger e.V.): Ich
habe gegen eine solche Regelung deutliche

Gegenargumente und starke Bedenken. Diese
Regelung kann erstens nicht kostenneutral
umgesetzt werden. Zweitens ist sie meines
Erachtens auch mit dem Prinzip der Renten-
versicherung nicht zu vereinbaren. Die Beiträ-
ge, die gezahlt werden, haben ihre Gegenleis-
tung in der Rente mal Laufzeit und wenn ins-
besondere dann bei einer Anhebung der Al-
tersgrenze auf 67, die auf dem Papier ange-
dacht wird, die Rente vier Jahre vorher ohne
Abschläge gezahlt werden kann, ist dies ein
deutlicher Wertzuwachs. Ein Wertzuwachs,
der über die Beiträge nicht entsprechend finan-
ziert ist. Jemand, der 45 Entgeltpunkte erwor-
ben hat, kann sie in 20 Jahren erworben haben,
in 30 Jahren oder 40 Jahren. Entscheidend ist,
er hat in allen Fällen die gleiche Beitragsleis-
tung erbracht und er würde nach dem Vor-
schlag „45 Jahre ohne Abschläge“ eine deut-
lich höhere Leistung bekommen, der andere,
der kürzer die gleiche Summe eingezahlt hat,
bekäme die Leistung erst ab 67 Jahren ausge-
zahlt. Insofern ist das meines Erachtens ein
ganz deutlicher Bruch mit dem Versicherungs-
prinzip und außerdem würde damit tendenziell
eine Welle der Frühverrentung geschaffen
werden, weil dann doch sehr viele Versicherte
mit 63 Jahre ohne Abschläge in Rente gehen
könnten. Weiteres Argument: Diese Regelung
würde insbesondere Männer begünstigen.
Männer kommen leicht auf die 45 Versiche-
rungsjahre, Frauen trotz Kindererziehungs-
und Berücksichtigungszeiten deutlich weniger.
Insofern kann ich Ihnen vor einer entsprechen-
den Regelung nur abraten.

SV Prof. Dr. Diether Döring: Es ist schon
gesagt worden, dem kann man nicht wider-
sprechen, dass natürlich so eine Maßnahme
nicht kostenneutral gehen wird. Ich glaube, das
ist relativ offensichtlich. Ich würde gern die
Antworten noch mal etwas anders wenden. Der
entscheidende Aspekt ist doch eigentlich nicht
nur, dass wir bei der Frage der Alterserwerbs-
tätigkeit darauf achten, wie gehen die Dinge
innerhalb der Rente, des Rentensystems ab,
sondern dass wir versuchen, insgesamt zur
Stützung des sozialstaatlichen Systems, zu-
gunsten der Leute, künftig einen echten Para-
digmenwechsel zu längerfristiger, zu mehr
Beschäftigung zwischen 60 und 65 Jahren
hinzubekommen. Ich glaube, wenn man die
Wirkung auf das gesamte sozialstaatliche Sys-
tem nimmt, hat die Anhebung des tatsächli-
chen Ruhestandsalters einen echten positiven
Gesamteffekt. Außerdem kommt es darauf an,
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dass wir einen gewissen Wechsel in der Men-
talität der Bevölkerung insgesamt hinbekom-
men und hier ist vielleicht eines noch mal inte-
ressant. Die Fixierung würde ich nicht so sehr
auf diese 45 Jahre und den früheren Ausstieg
machen. Ich glaube, es ist ganz entscheidend,
dass wir erkennen, dass die traditionelle und
zwar gut gemeinte Strategie des Generationen-
austausches, also des frühen Ausstiegs der
Älteren zugunsten der Erwerbschancen der
Jungen, ein weitgehender Fehlschlag gewesen
ist und dass wir heute insgesamt günstigere
Verhältnisse, und zwar im gesamten sozial-
staatlichen System haben, bei denen es tat-
sächlich gelungen ist, durch tarifpolitische
Maßnahmen, durch gesundheitsfördernde
Maßnahmen, durch Fortsetzung auch von
Weiterbildung nach dem 50. Lebensjahr, eine
positive Perspektive für die Beschäftigung von
Älteren zu bieten. Ich glaube, das ist ein ent-
scheidender Aspekt. Wir denken zu sehr im-
mer über die Reduktion der Anreize oder fi-
nanzielle Sanktionen nach. Das ist unvermeid-
bar. Das ist völlig richtig. Aber ich glaube, wir
brauchen vor allem eine positive Strategie, die
dazu führt, dass Leute wirklich lange Erwerbs-
zeiten erreichen. Das wäre für mich eher die
Schlüsselfrage.

SVe Dr. Ursula Engelen Kefer (DGB): Ich
möchte erstens sagen, dass wir froh sind, dass
die Bundesregierung jetzt nicht die Altersgren-
ze mit 67 anstrebt, sondern darauf abstellt, dass
das faktische Rentenalter angehoben wird und
hier die Möglichkeiten, im Arbeitsleben zu
verbleiben, verbessert werden. Wir unterstüt-
zen das.

Zweitens. Bei uns gibt es eine Reihe von Ge-
werkschaften, die durchaus der Meinung sind,
dass, wenn ein Arbeitnehmer 45 beitrags-
pflichtige Beschäftigungsjahre nachweisen
kann, er abschlagsfrei in Rente gehen müsste.
Die haben kein Verständnis dafür, dass dieje-
nigen, die 45 Jahre Beiträge gezahlt haben,
dann noch Abschläge leisten müssen, wenn Sie
denn mit 60 in Rente gehen. Deshalb ist das
bei uns, bei einem großen Teil der Gewerk-
schaften nach wie vor ein wichtiges Anliegen.
Natürlich verkennen wir nicht das Problem,
dass hier gerade im Hinblick auf Frauen andere
Ungerechtigkeiten entstehen können. Deshalb
sind wir auch nicht in der Lage, hier schon
einen konsistenten Vorschlag zu machen. Ich
kann nur sagen, dass wir viel Sympathie haben
für eine flexiblere Regelung des Rentenzu-

gangsalters ohne Abschläge, gerade im Hin-
blick auf diejenigen, die eben entsprechende
Versicherungszeiten nachweisen können. An-
sonsten sind wir der Auffassung, es muss jetzt
alles getan werden, damit Menschen unter
humanen Bedingungen überhaupt längere Zeit
im Arbeitsleben verbleiben können.

Und noch die letzte Bemerkung: Ich glaube,
dass sich das Problem von 45 Beitragsjahren in
nächster Zeit sehr verändern wird. Wir haben
heute noch etwa die Hälfte der Rentenzugänge,
die diese Bedingungen aufweisen. Das wird
sich in den nächsten Jahren drastisch verän-
dern, weil die Ausbildungszeiten länger wer-
den und weil wir mehr Zeiten der Arbeitsun-
terbrechung haben, leider eben auch durch
Arbeitslosigkeit, weil wir neue Formen der
Arbeit haben, die auch unterbrochene Er-
werbsbiografien bedeuten werden, so dass ich
glaube, dass dieses Problem in Zukunft, auch
was die Finanzen anbelangt, gar nicht so gra-
vierend ist. Wir müssen aber über mehr Flexi-
bilität des Zugangs in die Rente nachdenken
und da beteiligen wir uns dran.

Abg. Hilde Mattheis (SPD): Ich habe zu dem
Bereich eine Zusatzfrage und bitte auch den
VDR, den Herrn Döring und Frau Engelen-
Kefer um Beantwortung dieser Frage. Welche
Auswirkungen hätte eine Entscheidung für
eine Rente ohne Abschläge nach 45 Versiche-
rungsjahren auf das Äquivalenzprinzip in der
gesetzlichen Rentenversicherung?

SV Prof. Dr. Franz Ruland (Verband Deut-
scher Rentenversicherungsträger e.V.): Ich
glaube, ich habe versucht, eben schon deutlich
zu machen, dass eine solche Entscheidung das
Äquivalenzprinzip deutlich verletzten würde.
Für die Höhe der Rente ist die Summe der
gezahlten Beiträge maßgeblich und dabei ist es
unerheblich, ob diese Beiträge nun in 5, 10
oder 20 Jahren gezahlt worden sind. Wir haben
mal versucht, zu ermitteln, was ein Verzicht
auf entsprechende Abschläge ausmachen wür-
de. Wir sind dazu gekommen, dass sich der
Barwert der Rente um etwa 15 % erhöhen
würde. Es wird also deutlich, dass hier die
Beiträge bei einer solchen Regelung ungleich-
gewichtig würden. Ich sehe da gar keinen Un-
terschied zwischen unseren Auffassungen, sie
ergänzen sich. Ich glaube, dass es im Moment
notwendig ist, gerade im Hinblick auf die lang-
fristige Situation, dass wir auf der einen Seite
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diese Äquivalenzbeziehung erhalten, aber auch
alle Bemühungen daran setzen, dass wir gerade
in der Alterskohorte der 60 bis 65jährigen zu
mehr Erwerbstätigkeit kommen und da wäre
dieser Vorschlag gerade kontraproduktiv. Des-
halb meine ich, es sprechen sowohl versiche-
rungsrechtliche Gründe dagegen als auch
Gründe der langfristigen Bewältigung der de-
mographischen Probleme, die vor uns stehen.

SV Prof. Dr. Diether Döring: Ich glaube, man
muss anerkennen, das brauche ich nicht zu
wiederholen, dass es natürlich ein gewisser
Widerspruch zur Logik des Systems wäre,
würde man 45 Jahre dogmatisch zur Voraus-
setzung machen. Auf der anderen Seite sollte
man vielleicht die Frage nicht nur dogmatisch
behandeln. Es gibt sicherlich bei Beschäftigten
ein gewisses Grundgefühl. Wir wissen, dass
Gerechtigkeit ein „Wieselwort“ ist, das unter-
schiedlich interpretiert werden kann, aber es
gibt sicher ein ungutes Grundgefühl, wenn
man auf der einen Seite bei dem Aufschub der
vorgezogenen Altersgrenzen einerseits den mit
14 oder 15 in Arbeit gegangenen Bauarbeiter
vergleicht mit einem Akademiker oder einer
Akademikerin, die vielleicht nach einer Pro-
motion mit 28 oder 30 Jahren starten. Es gibt
ein Grundgefühl bei den Beschäftigten, das der
Aufschub von Altersgrenzen und die formal
gleiche Behandlung bei den Abschlägen keine
richtige Lösung. Ich glaube, das sollte man
auch einmal sagen. Das ist kein akademisches
oder wissenschaftliches Argument und man
muss auch sehen, es gibt natürlich gewisse
leichte Verstöße gegen die Äquivalenz, was
Herr Ruland richtig dargestellt hat. Man muss
sagen, viele europäische Länder praktizieren
solche Lösungen.

Der Punkt, der mich jetzt eigentlich eher be-
wegen würde, wäre, würde man die Regelung
jetzt auch noch zugunsten der Frauen einiger-
maßen vertretbar gestalten wollen, dann wird
sie natürlich wiederum relativ teuer, weil dann
viele Dinge, wie z. B. Berücksichtigungszeiten
usw., angemessen angerechnet werden müss-
ten. Im Moment würde für mich deshalb der
Akzent stärker auf eine die weggefallenen oder
reduzierten Anreize für die Frührente positiv
begleitende Strategie liege, die im Wesentli-
chen aus drei Elementen bestehen sollte. Ers-
tens energische Weiterbildungsanstrengungen
nach 50, zweitens gesundheitsfördernde Maß-
nahmen und wahrscheinlich brauchen wir
auch, das ist eine schwierige Aufgabe für die

Tarifpartner, einen gewissen Abbau von Senio-
ritätskriterien in der Bezahlung von Arbeit. Es
wird nicht leicht sein, das zu verändern, aber
solange Ältere quasi das Doppelte kosten, bei
gleicher Qualifikation im Vergleich zu
25jährigen, wird es immer ein Stück schwierig
sein, eine positive Regelung zu erreichen. Ich
glaube, die große Ablehnung der Rente ab 67
hat bei der Bevölkerung viel damit zu tun, dass
die Leute in der Realität keinen Fortschritt
sehen. Das ist aus meiner Sicht ein ganz wich-
tiger Aspekt. Da sollte der Akzent liegen, dann
wird sich auch eine Mentalitätsverschiebung
im Laufe der Zeit ergeben.

SVe Dr. Ursula Engelen Kefer (Deutscher
Gewerkschaftsbund): Ich widerspreche Herrn
Ruland ungern, aber ich habe hier eine andere
Auffassung und das ist eine weniger formale,
sondern eine eher sozialpolitische. Für mich ist
es keine Durchbrechung des Äquivalentprin-
zips, wenn jemand, der seine 45 Beitragsjahre
auf dem Buckel hat, eine abschlagsfreie Rente
bekommt. Für mich ist es eher eine Frage, ob
z.B. die Rente nach Mindesteinkommen nicht
vielleicht eine Verletzung des Äquivalentprin-
zips darstellt. Ich bin nicht dagegen, aber ich
könnte mir das durchaus vorstellen, denn Ä-
quivalenz heißt für mich immer Beitragszah-
lung auf der einen und Rentenleistung auf der
anderen Seite und da haben wir eine Menge an
Ausgleichen, auch bewussten Ausgleichen im
Rentenversicherungssystem. Da würde ich
nicht so formalistisch vorgehen. Ich möchte
hier nur einmal zu bedenken geben, wie wir es
mit der Äquivalenz halten. In dem Tarifbereich
von Bauen und Agrar, Umwelt erreichen gera-
de einmal 4 % der Beschäftigten die gesetzli-
che Altersgrenze. Alle anderen, also 96 %,
scheiden gezwungenermaßen oder eben auch
freiwillig früher aus, aber alle oder die meisten
sind dann eben auch versehen mit Rentenab-
schlägen. Das sollte auch einmal bedacht wer-
den, wenn nach Äquivalenz gefragt wird, denn
Äquivalenz hat für mich auch immer mit Be-
schäftigungschancen und mit Arbeitsbedin-
gungen zu tun. Es gibt anerkannter Maßen
Tätigkeiten und Arbeitsbedingungen, in denen
diese Chancen gar nicht bestehen. Das muss
man auch berücksichtigen, wenn man über
Äquivalenz redet. Wenn jemand bis 27 Jahre
im Ausbildungssystem verblieben ist und mit
27 Jahren überhaupt erst einmal beginnt, eine
beitragspflichtige Beschäftigung zu zahlen,
sähe ich das völlig entspannter, wenn er länger
arbeiten würde, als wie jemand, der mit 15
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Jahren begonnen hat und dann hart malocht hat
und mit 60 ausscheidet, gesundheitlich kaputt
gearbeitet ist und dann vielleicht auch noch
oder sehr häufig einen Rentenabschlag hin-
nehmen muss. Ich habe da eine andere Auffas-
sung von Äquivalenz, wie gesagt, weniger
formalistisch, dafür etwas sozialpolitischer,
und deshalb kann ich mir unter diesem mehr
sozialpolitischen Aspekt eine flexiblere Rege-
lung, die eben Rücksicht nimmt auf diese Er-
werbsbiografien, die ja abnehmen werden in
der Zukunft, sehr gut vorstellen und würde sie
auch unterstützen.

Abg. Peter Dreßen (SPD): Ich hätte eine Fra-
ge an Frau Prof. Färber und an Herrn Prof.
Bomsdorf und die BfA und VDR. Wir reden
auch über die Anträge der CDU und der FDP,
die hier auf dem Tisch liegen. Halten Sie diese
Vorstellungen, die da entwickelt sind, für ziel-
führend, dass der Beitragssatz im nächsten Jahr
bei 19,5 bleiben kann?

SVe Prof. Dr. Gisela Färber: Ich habe jetzt in
der Tat ein bisschen Schwierigkeiten, was
wahrscheinlich darauf zurückzuführen ist, dass
beide Papiere, obwohl sie den Bezug auf die
kurzfristige Entwicklung explizit einnehmen,
eigentlich auf längerfristige Maßnahmen set-
zen. Ich glaube nicht, dass die Abschaffung
aller Möglichkeiten der Frühverrentung zum 1.
Januar 2004 in irgendeiner Form vereinbar ist
mit dem Vertrauensschutz, das heißt, das wirkt
nicht, um den Beitragssatz zu stabilisieren. Auf
der anderen Seite ist in dem Papier von der
CDU/CSU von langfristigen Maßnahmen die
Rede und die stehen heute hier gar nicht zur
Debatte, sondern sie sind Gegenstand eines
anderen Verfahrens. Ich glaube, da sind sich
auch alle, die hier im Raum sind, einig, dass
hier ein großer Handlungsbedarf bestehen
muss, bei dem man sich zusammenraufen
muss. Nur für die Entwicklung des nächsten
Jahres, kann ich sagen, sind die Maßnahmen,
die vorgeschlagen werden, wenig brauchbar.
Hier müssen stärkere Stränge angezogen wer-
den, damit man sich den Einstieg in die Re-
formen nicht gleich mit Beitragserhöhungen
verbaut.

SV Prof. Dr. Eckart Bomsdorf: Eine Sache
ist dabei, dass das Papier von der CDU/CSU
nicht von gestern ist, sondern von „vorges-
tern“, aber jetzt nicht negativ gemeint, sondern

es liegt sei Mai vor. Wenn man im Mai derar-
tige Maßnahmen angegangen hätte, dann sähe
es natürlich ganz anders aus, dann würden wir
vielleicht heute gar nicht hier sitzen. Das
könnte ich mir durchaus vorstellen. Wir dürfen
das also nicht in der augenblicklichen Situation
sehen, denn es war damals angedacht, man
sollte längerfristig etwas machen. Jetzt ist es zu
spät für diese Maßnahmen. Ich darf vielleicht
dabei auf eins noch mal hinweisen – ich weiß
nicht, ob das allen so gegenwärtig ist, was jetzt
hier wieder gemacht wird – die Schwankungs-
reserve, die wir ja immer so gerne verfrühstü-
cken, und zwar mehrfach möglichst, das ist
sind immer nur Einmalmaßnahmen. Die fünf
Milliarden sind weg. Da ist natürlich etwas
anderes besser, das jedes Jahr diese Milliar-
denwirkung hat, aber diese Schwankungsre-
serve ist eine Einmalmaßnahme und das wird
uns unter Umständen im nächsten Jahr wieder
beschäftigen, weil wir Ende des Jahres wieder
dieselben Probleme haben wie heute.

SV Prof. Dr. Franz Ruland (Verband Deut-
scher Rentenversicherungsträger e.V.) Ich sehe
das Papier der CDU/CSU auch mehr als eine
Langfristanalyse, weil es hier auch um Fragen
der Rentenbesteuerung, um langfristige Kon-
zepte geht, und insofern hat sich die Situation
geändert, als sowohl die Vorschläge der Her-
zog- als auch die der Rürup-Kommission vor-
liegen. Es gibt da zwar gewisse Unterschiede,
aber ich glaube, dass im Ansatz doch in wich-
tigen Fragen eine Übereinstimmung besteht, so
dass ich mich etwas der Hoffnung hingebe,
dass das Papier der CDU/CSU vielleicht auch
ein Angebot sein könnte, in Verhandlungen
über die langfristigen Maßnahmen einzutreten.
Wir würden uns sehr freuen, wenn es hier zu
einem Konsens von Regierung und Opposition
kommen würde. Dieser Konsens würde der
Rentenversicherung außerordentlich gut tun.

SV Klaus Michaelis (Bundesversicherungsan-
stalt für Angestellte): Es wird Sie nicht ver-
wundern, wenn ich diesen letzten Aspekt von
Herrn Prof. Ruland ausdrücklich unterstützen
möchte. Ich halte es auch für dringend erfor-
derlich, dass hier eine Gemeinsamkeit für die
Bevölkerung gefunden wird. Wir haben in dem
Papier, in dem Antrag der CDU/CSU-Fraktion,
ohnehin Themen angesprochen, der sich jede
politische Kraft stellen muss, sprich die Ver-
änderungen der Rentenversicherung dadurch
zu realisieren, dass eine Modifizierung der
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Anpassungsformel erfolgt, dass man über die
Altersgrenzen nachdenkt und deshalb sehe ich
das als eine gute Grundlage für weitere Ge-
spräche und habe auch die Hoffnung, dass es
ein Signal für mehr Gemeinsamkeit ist.

Abg. Erika Lotz (SPD): Meine Frage geht an
Prof. Ruland und Prof. Döring. Die geltende
Rentenformel sieht vor, den Altersvorsorge-
anteil bei der Rentenanpassung zu berücksich-
tigen. Diskutiert wird zurzeit auch ein zusätzli-
cher Nachhaltigkeitsfaktor. Wie beurteilen Sie
diese Maßnahme? Halten Sie es für gerecht-
fertigt, diese beiden Faktoren kumulativ wir-
ken zu lassen oder müsste man das eine tun
und das andere lassen?

SV Prof. Dr. Franz Ruland (Verband Deut-
scher Rentenversicherungsträger e. V.) Die
Antwort darauf muss länger erfolgen, weil wir
damit in der Tat die ganze künftige Rentenpo-
litik mit ansprechen. Betrachten wir zunächst
einmal die kommenden Jahre. Wenn der
Nachhaltigkeitsfaktor eingeführt würde und es
ist geplant, dass er dann bei der Anpassung im
Jahr 2005 zum Wirken kommt, dann ergibt
sich nach unseren Berechnungen, dass die
Anpassungen sowohl 2005 als auch 2006 rela-
tiv niedrig ausfallen werden. Allerdings, ein
Punkt, auf den ich noch mal gerne hinweisen
möchte, ist, dass wir das fast paradoxe Ergeb-
nis haben, dass, wenn die Anpassung am 1.
Juli 2005 stattfindet, diese Anpassung höher
ist, als wenn sie am 1. Januar 2005 stattfindet.
Das hängt damit zusammen, dass wir dann
eben unterschiedliche Jahre bei der Berech-
nung des Anpassungssatzes mit berücksichti-
gen. Das heißt, der Nachhaltigkeitsfaktor wird
schon dann unmittelbar nach seiner Einführung
die Anpassung weiter dämpfen und es ist in der
Tat so, dass dieser dämpfende Effekt zusätz-
lich hinzuträte zu dem Altersvorsorgeanteil,
der um 0,5 % ansteigt und damit ebenfalls die
Anpassung von etwa 0,6 % dämpft. Das heißt,
wir werden in den nächsten Jahren erleben
müssen, dass die Rentenanpassungen deutlich
hinter dem Anstieg der Bruttoentgelte zurück-
bleiben und es wird sicherlich auch in den
nächsten Jahren wohl nicht zu einem Aus-
gleich der Kaufkraftverluste kommen. Das
muss man sehen.

Langfristig wird diese Maßnahme dazu führen
– wenn wir die Zahlen bis 2030 nehmen –,
dass, wenn wir vom Bruttorentenniveau ausge-

hen, das derzeit bei 48 % liegt, das Bruttoren-
tenniveau 2030 auf 40 % absinkt. Allerdings
muss man hier hinzufügen, dass wir schon bei
geltendem Recht zu einem Absinken des Ni-
veaus auf 42 % gekommen wären, dass der
Nachhaltigkeitsfaktor dieses noch einmal um 2
%-Punkte weiter absinkt, so dass wir hier
schon sehen, dass ein ganz wichtiger Teil des
Dämpfungseffekts auf den Altersvorsorgean-
teil zurückzuführen ist, dass aber auch der
Nachhaltigkeitsfaktor noch hinzukommt. Die
sozialpolitische Bewertung dieses Nachhaltig-
keitsfaktors muss natürlich bei den Alternati-
ven ansetzen. Wenn er nicht eingeführt würde,
hätten wir praktisch nur die Alternative, ent-
weder eines steigenden Beitragssatzes, was
politisch nicht gewollt ist, jedenfalls nicht über
22 % hinaus, oder wir hätten die Notwendig-
keit, bei den Altersgrenzen noch mehr hoch zu
gehen. Das will letztlich auch keiner. Insofern
muss der Nachhaltigkeitsfaktor im Zusammen-
hang gesehen werden mit dem moderaten An-
stieg des Beitragssatzes auf 22 % mit der sehr
langfristig wirkenden Anhebung der Alters-
grenze auf 67 und der erneuten Absenkung des
Niveaus.

SV Prof. Dr. Diether Döring: Vieles ist jetzt
schon gesagt worden. Ich glaube, wir haben
vorhin ganz überdeutlich gesehen, dass im
Moment – und das ist, glaube ich, in der der-
zeitigen Arbeitsmarktbeschäftigungslage be-
greiflich – Vorrang auf die Beitragssatzstabi-
lität gelegt wurde. Aber ich glaube, wenn man
langfristig in die Zukunft guckt, muss Sozial-
staatspolitik auf beiden Seiten der Linie statt-
finden. Sie muss letztlich nachdenken über ein
angemessenes Verhältnis zwischen Beiträgen,
die natürlich nicht stark ansteigen dürfen oder
nicht so stark ansteigen dürfen, wie das ur-
sprünglich vorhersehbar war, aber ich glaube,
und das ist eine gewisse Kritik an der Rürup-
Kommission und deren Ergebnissen, man
kommt nicht darum herum, auch über Leis-
tungsziele nachzudenken. Man kann viele
Faktoren konstruieren. Man kann sie additiv
aufeinander setzen, das ist in der DGB-
Stellungnahme ganz richtig dargestellt worden,
dann kommt man letztlich zu einem System,
dessen Systematik nur noch sehr schwer nach-
vollziehbar ist.

Wenn wir jetzt rechnen, ist klar, es geht nicht
nur darum, dass wir fiktiv bei 45 Jahren gut
sind, sondern es geht auch darum, dass wir in
der Realität gut sind. Da muss man bedenken,
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es muss möglich sein, auch auf lange Sicht,
auch in 30 Jahren, dass nach 40 Jahren Er-
werbsarbeit ein Niveau geboten wird, was
mindestens mit einer gewissen Sicherheit o-
berhalb des Niveaus der Hilfe zum Lebensun-
terhalt bzw. der Grundsicherung liegt. Wenn
Sie das konkret rechnen – ich rechne jetzt mal
in meiner Weise – dann muss ich sagen, brau-
chen Sie im gegenwärtigen System bei Durch-
schnittsentgelt etwas oberhalb von 30 Jahren,
um sicher oberhalb dieses Niveaus zu landen.
Wir wissen, die Rechnungen sehen verschie-
den aus, wenn man verschiedene Annahmen
macht. Das ist grob die Größenordnung. Mit
den Beschlüssen der Riesterreform wird dieser
Weg ca. um fünf Jahre länger. Würden wir
jetzt mal den Prozess weiterdenken mit den
Vorschlägen der Rürup-Kommission, dann
wird er um etwa anderthalb Jahre zusätzlich
verlängert. Es wird deutlich, dass, schon wenn
dieses Leistungsziel aufrecht erhalten wird, ein
Niveau oberhalb der Hilfe zum Lebensunter-
halt, ich sage mal nach 40 Jahren, 45 Jahre
wäre für viele der jüngeren Generationen nicht
realistisch, zusätzlich über die Leistungsseite
nachgedacht werden muss.

Man wird allerdings künftig, und da hat die
Rürup-Kommission Recht, alle Leistungsni-
veaus oder Leistungsziele nicht mehr netto
definieren können, und zwar infolge der stu-
fenweisen Einführung der stärkeren Besteue-
rung auch von Ruhestandsbezügen. Aber es
wird so etwas geben müssen wie ein gewisses,
dann bruttolohnniveaubezogenes Leistungs-
ziel. Das ist noch mal ein Punkt, über den wir
reflektieren müssen und hinzu kommt noch
mal ein weiterer Aspekt. Ich glaube, heute ist
deutlich geworden, dass wir etwas mehr an
vertrauensbildenden Maßnahmen – das ist so
ein Begriff aus der Spätzeit des Ost-West-
Konflikts – im System selbst brauchen. Das
heißt, wir brauchen tatsächlich einen Wieder-
aufbau der Schwankungsreserven und zwar
nicht nur aus technischen Gründen. Technisch
können wir die Probleme lösen, indem quasi
das Rentensystem eine Art Überziehungskredit
bei der Bundesregierung bekommt, aber das ist
keine für die Psychologie der Leute gute Lö-
sung. Deswegen ist die Ankündigung eines
Wiederaufbaus richtig und wir werden sicher
auch künftig etwas tun müssen. Das betrifft
nicht nur diese Legislaturperiode, man wird
auf die Dauer das ganze System nicht ständig
aufgrund von bestimmten Annahmen auf
Kante nähen dürfen. Man darf es nicht ständig
auf Kante nähen, dann kommen wir in eine

Kurzatmigkeit hinein, die auf Dauer für das
Gefühl von Verlässlichkeit nicht ideal ist.

Abg. Dr. Margrit Spielmann (SPD): Ich wür-
de gern noch mal auf die Problematik des Ab-
baus der Frühverrentung zurückkommen und
ich hatte vorhin, als es um den Antrag der FDP
ging, den Deutschen Gewerkschaftsbund nicht
gehört. Frau Engelen Kefer, ich würde Sie
bitten uns Ihre Vorstellung zum Thema Abbau
Frühverrentung zu sagen.

SVe Dr. Ursula Engelen Kefer (Deutscher
Gewerkschaftsbund): Herr Vorsitzender, Frau
Abgeordnete, das Problem ist ja, wie kommen
wir da ran. Alle sagen, dass es nötig ist. Wir
müssen wieder zu längeren Arbeitszeiten
kommen. Die internationalen Vergleiche zei-
gen, dass bei uns die Erwerbsbeteiligung der
über 55-jährigen außergewöhnlich niedrig ist
und das kann so nicht fortgesetzt werden, zu-
mal es ja auch mit erheblichen Kosten für alle
Seiten verbunden ist. Die Frage ist nur, wie
machen wir das? Bisher war es immer so, dass
die Belastungen zuallererst auf die Betroffenen
gelegt wurden. Ich darf Sie nur daran erinnern,
Verkürzung des Arbeitslosengeldes, Ver-
schlechterung der Arbeitslosenhilfe und auch
eben befristete Beschäftigung für Ältere ab 52,
es sind alles Maßnahmen, die die Älteren sel-
ber betreffen und erklärterweise den Arbeits-
markt flexibilisieren sollen. Uns fehlt die ande-
re Seite, nämlich die Verpflichtung der Arbeit-
geber, und wir haben ja heute die Situation,
dass gerade Grossbetriebe alle Möglichkeiten
des Gesetzgebers intensiv nutzen, sich von
Älteren zu trennen. Ein Schlüsselfaktor hierbei
spielt beispielsweise die Altersteilzeit. Und
hierbei sind wir in einem echten Dilemma. Wir
können in keinem Fall den Vorschlägen der
Opposition, hier der FDP, zustimmen, die Al-
tersteilzeit abzuschaffen. Denn die Altersteil-
zeitregelung hat einen wichtigen Zweck, und
zwar in zweierlei Hinsicht. Einerseits zur Be-
wältigung von Krisen in Unternehmen, um
eben hier einigermaßen sozialverträglich Per-
sonalabbau vornehmen zu können. Und das
wird auch in Zukunft erforderlich sein. Aber
zum zweiten war mit der Altersteilzeit ein
humaner Ausstieg aus dem Erwerbsleben der
Älteren gedacht, ihre Arbeitszeit verkürzen
können und damit ihrem Leistungsvermögen
gerecht werden und trotzdem auf ihrem alten
Arbeitsplatz verbleiben können.
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Nun ist die Realität über unsere Vorstellungen
hinweggegangen und die Altersteilzeit ist erst
dann wirklich angenommen worden, als es
eben über Blockzeiten für die älteren Betroffe-
nen möglich war, aus dem Erwerbsleben aus-
zuscheiden und für die Unternehmen, die Älte-
ren herauszuschmeißen, herauszumobben,
herauszuvereinbaren oder wie man das auch
immer will. Und da muss meines Erachtens
eine Veränderung in den Köpfen stattfinden,
das wird sehr schwierig sein, weil sich alle
darauf eingestellt haben, einschließlich der
betroffenen Beschäftigten. Wir sind derzeit
dabei, in den Betrieben für diese neue Form
der Altersteilzeit zu werben, aber mit sehr un-
terschiedlichem Erfolg. Deshalb, wenn man
hier eine Änderung vornimmt, dann geht das
nur über lange Übergangszeiten mit den Mög-
lichkeiten, auch die Blockfreizeiten weiterhin
als Krisenmanagement nutzen zu können. Aber
ich glaube, wir brauchen eben auch dieses
stufenweise Ausscheiden aus dem Erwerbsle-
ben, weil es wichtig ist, um hier ein Stückchen
Humanität ins Arbeitsleben zu bringen und
dem Leistungsvermögen der Älteren mehr
gerecht zu werden.

Abg. Andreas Storm (CDU/CSU):Meine
Frage geht an die Herren Professoren Boms-
dorf, Döring, Schmähl und an den BDA. Herr
Prof. Dr. Bomsdorf, Sie haben vorhin deutlich
gemacht, wenn man im Mai dem Unionsantrag
gefolgt wäre und über eine Reform gesprochen
hätte, die schon im nächsten Jahr greift, hätte
man möglicherweise die aktuelle Krisensitua-
tion zumindest weitgehend abfedern können.
Wenn man eine vorausschauende Rentenpoli-
tik machen will, ist wichtig, dass man eine
halbwegs verlässliche Datengrundlage hat und
deshalb möchte ich auf das Problem der Soli-
dität der Rentenversicherungsberichte zu spre-
chen kommen. Vor zwei Jahren wurde unter
dem damaligen Bundessozialminister Walter
Riester eine Reform beschlossen, die vorgab,
den Beitrag bis zum Jahr 2020 unter der 20 %-
Marke zu halten. Ohne die Eingriffe läge er
bereits im nächsten Jahr bei 20,3 %. Im Ren-
tenversicherungsbericht des Jahres 2002, der ja
immer eine ganze Reihe von Szenarien enthält
–angeblich auch ein ganz pessimistisches Sze-
nario –, wurde für das kommende Jahr bei
einer sehr pessimistischen Wachstums- und
Beschäftigungsannahme ein Beitragssatz von
nur 19,4 % ermittelt. Wir wären ohne die jetzi-
gen Maßnahmen aber bei 20,3 %. Die pessi-
mistische Einschätzung im Rentenversiche-

rungsbericht ist weit entfernt von dem, was
tatsächlich vorliegt. Sind die Rentenversiche-
rungsberichte und die Vorgaben, auf deren
Basis die Bundesregierung und die Rentenver-
sicherungsträger Jahr für Jahr Ihre Einschät-
zung ermitteln, überhaupt noch eine vernünfti-
ge und verlässliche Grundlage für rentenpoliti-
sche Entscheidungen?

SV Prof. Dr. Eckart Bomsdorf: Es ist natür-
lich schwierig für mich, darauf zu antworten.
Für mich lautet die Frage: hat sich die Wirt-
schaft nicht an die Schätzung oder hat sich die
Schätzung nicht an die Wirtschaft gehalten?
Wenn sich die Schätzung nicht an die Realität
gehalten hat, dann muss ich mich fragen, wa-
rum das so ist? Kann es denn der Fall sein,
dass im Ministerium schlecht oder falsch ge-
rechnet wird, oder ist es der Fall, dass die An-
nahmen, die doch auch politisch geprägt sind,
vielleicht nicht ganz die richtigen sind. Welche
Antwort ich da geben würde, ist aus meiner
Sicht völlig klar, weil ich – und das sage ich
hier nicht zum erstem Mal, das habe ich im
letzten Jahr und das habe ich vor zwei Jahren
gesagt – immer wieder feststellen muss, dass
die Annahmen zu eng sind. Dass einfach
„Schönwetterprognosen“ im Vordergrund ste-
hen und jeder sich die pessimistischere Vari-
ante denken muss. Der höchste Beitragssatz,
der Ende 2002 für den Zeitraum bis 2016 er-
mittelt wurde, lag bei 20 %. Und der wäre
bereits im Jahre 2004 um 0,3 %-Punkte über-
schritten. Die Spannbreite, die angegeben wird,
scheint nicht immer so zu sein, dass sie die
realistische Entwicklung umfassen muss. Das
gilt übrigens auch für andere Berechnungen
zukünftiger Rentenentwicklung. Aber es ist
schwierig, wenn der Rentenversicherungsbe-
richt in der künftigen Entwicklung immer wie-
der aufzeigt, dass Werte, die als absolute Ex-
tremwerte angegeben werden, schon zehn Jahr
früher eintreten. Aus meiner Sicht wird nicht
falsch gerechnet, sondern die Annahmen sind
einfach zu eng für denjenigen, der die Berech-
nung durchführen soll.

SV Prof. Dr. Diether Döring: Sie wissen,
welche Mühe wir mit Prognosen für das kom-
mende Jahr haben. Vor diesem Hintergrund
muss man die Trefferwahrscheinlichkeit für
Prognosen, die über 30, 40 Jahre gehen, sehen.
Den Schluss, den man daraus ziehen kann –
und ich teile die Auffassung von Herrn Prof.
Bomsdorf –, ist, dass man einfach mit sehr
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unterschiedlichen Varianten und Entwicklun-
gen rechnen und es zum eisernen Prinzip erhe-
ben muss, dass tatsächlich mit einem beachtli-
chen Rückschlagspotential gerechnet wird. Ich
will noch einmal unterstreichen, dass dies kein
aktuelles Problem ist. Dies sieht man an der
heute viel diskutierten Entwicklung der
Schwankungsreserve. Wenn in einem Prozess,
der über drei Jahrzehnte anhält, von unter-
schiedlichten Bundesregierungen immer wie-
der der Schluss gezogen wurde, dass man die
Schwankungsreserve reduzieren muss, ist das
ein Indiz dafür, dass es gar nicht um die
Schwankungsreserve selbst geht, sondern dass
in der Regel alle Bundesregierungen der letz-
ten 30 Jahre die Problematik zu positiv be-
wertet haben. Die Reduktion in diesem Jahr
sind das Ergebnis einer bestimmten kurzfristi-
gen Entwicklung, einer Finanzklemme

SV Prof. Dr. Winfried Schmähl: Die Diskus-
sion über die Berechnungen im Rentenanpas-
sungsbericht hat eine lange Tradition. Man
muss zwischen den kurz- und mittelfristigen
sowie den langfristigen Modellberechnungen
unterscheiden. Hierbei spielt weiterhin eine
Rolle, was man als Kriterium für die Beitrags-
festsetzung nimmt. Für die Beitragssatzfestset-
zung legt man nicht die langfristigen Modell-
berechnungen, sondern im Grunde die kurz-
und mittelfristige Berechnung zu Grunde. Hier
kann man sich des Eindrucks nicht erwehren,
dass hier Zielvorstellungen mit einfließen und
nicht nur Prognosen über die wirtschaftliche
Entwicklung. Ich erinnere mich an die Diskus-
sion im Sommer letzten Jahres, als es um die
Frage der Annahmen und der Beitragssatzfest-
setzung ging. Herr Michaelis wird mich korri-
gieren, aber ich glaube, die Versicherungsträ-
ger haben damals auch Berechnungen vorge-
legt, die mit ungünstigeren Annahmen arbei-
teten als die Regierung, was als Konsequenz
gehabt hätte, dass man bei der Beitragssatz-
festsetzung einen etwas höheren Wert hätte
anstreben müssen.

Und es kommt ein heute mehrfach angespro-
chener Aspekt hinzu, dass sich jede Fehlein-
schätzung der ökonomischen Entwicklung für
das nächste Jahr um so schneller in den Finan-
zierungsproblemen niederschlägt, je geringer
das Finanzpolster bei der Rentenversicherung
ist. Wenn man ganz knapp kalkuliert, gibt es
keine Ausgleichsmöglichkeiten bei einer  auf
relativ optimistisch eingeschätzten Annahmen
beruhende, knapp kalkulierte Beitragssatzfest-

setzung, der eine völlig unzureichende Min-
destreserve zu Grunde gelegt wird. Man muss
einen auskömmlichen Korridor für die
Schwankungsreserve vorsehen, so dass ein
Flexibilitätsspielraum vorhanden ist. Dieser
Korridor müsste mindestens zwischen 1,5 und
2,5 Monatsausgaben liegen.

SV Alexander Gunkel (Bundesvereinigung
der Deutschen Arbeitgeberverbände): Wir
haben von Anfang an die überoptimistischen
und z.T. unrealistischen Annahmen kritisiert,
die dem Altersvermögensergänzungsgesetz zu
Grunde lagen. Bei allen Annahmen wurden
stets nur positive Entwicklungen, d.h., Steige-
rungen im Bereich von Beschäftigung und
Löhnen unterstellt. Wir haben jetzt zuletzt
gesehen, dass dies nicht immer der Fall ist. Für
dieses Jahr wurde ein Beitragssatz unter 19 %
angenommen. Wir kämpfen im kommenden
Jahr aber um einen Beitragssatz von über
20 %. Dass in so kurzer Zeit die Annahmen so
deutlich von der tatsächlichen Entwicklung
abweicht, belegt, dass die Annahmen von An-
fang an unrealistisch gewesen sind. Wir mei-
nen, dass für künftige Rentenreformen realisti-
sche Annahmen deshalb unverzichtbar sind.
Dies bedeutet, dass die Reformwirkung dann
deutlich weitergehend sein muss als bislang.
Der Vorteil dabei ist das Vertrauen in eine
dauerhaft finanzierbare und leistungsfähige
gesetzliche Rentenversicherung auf Seiten der
Rentner als auch auf Seiten der Beitragszahler.
Wir würden vermeiden, dass wir in kurzer Zeit
bereits neue Annahmen treffen müssen, die zu
weiterer Verunsicherung und zum Vertrauens-
verlust beitragen.

Abg. Wolfgang Zöller (CDU/CSU): Ich habe
eine Frage an den VDR, die BfA und die Sozi-
alverbände. Wir haben im Jahr 2000 das Ren-
tenauszahlungsgesetz mit all seinen Regelun-
gen gehabt. Jetzt wird die Rentenauszahlung
wieder neu festgelegt, nämlich dass die Rente
am Ende des Monats gezahlt wird. Wie schät-
zen Sie dies vor dem Hintergrund ein, dass den
Menschen, die kurz vor der Rente stehen oder
neu in Rente gehen, die Rente faktisch um
einen Monat gekürzt wird?

SV Prof. Dr. Franz Ruland (Verband Deut-
scher Rentenversicherungsträger e.V.): Die
Rente wird nicht um einen Monat gekürzt, da
sich die Summe der Rentenzahlung nicht ver-
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ändert. Es kann nur sein, dass sie die letzte
Rentenzahlung nicht mehr erleben.

Abg. Wolfgang Zöller (CDU/CSU): Ich gehe
davon aus, dass wir mit diesem Gesetz nicht
beschließen, dass die Menschen einen Monat
älter werden müssen, damit sie ihre letzte
Rente kriegen.

SV Prof. Dr. Franz Ruland (Verband Deut-
scher Rentenversicherungsträger e.V.): Wenn
man sich überlegt, wie viel Zeit wir in den
letzten zwei Jahren damit verbracht haben, uns
mit dem Thema Rentenauszahlung zu beschäf-
tigen, dann ist das schon eine gewisse Ände-
rung der politischen Grundhaltung. Aber ich
glaube, dass die Sachargumente, die eben ge-
bracht wurden, eine gewisse Rechtfertigung für
den Änderungsvorschlag darstellen. Nur hätten
wir die Bitte, Herr Michaelis hat es bereits
angesprochen, dass die Regelung so formuliert
wird, dass die Renten eben „am“ letzten Tag
gezahlt werden und nicht „zum“ letzten Tag.
Dann hat sich die Diskussion der letzten zwei
Jahren wenigstens in diesem Punkt gelohnt.
Wenn Sie mir noch einen Satz erlauben, die
Diskussion eben hat so geklungen, als ob die
Annahmen der Bundesregierung stets falsch
gewesen wären. Ich darf nur daran erinnern,
dass wir permanent Schwierigkeiten haben,
weil die Annahmen der Wirtschafts- und For-
schungsinstitute nicht eingetroffen sind.

SV Klaus Michaelis (Bundesversicherungsan-
stalt für Angestellte): Ich kann die Forderung
von Herrn Prof. Dr. Ruland, eine Änderung des
Wortlauts des § 118 SGB VI in dem Sinne
vorzunehmen, das an Stelle des Wortes „zum“
das Wort „am“ letzten Bankarbeitstag einge-
setzt wird, nur unterstützen. Für die überwie-
gende Zahl der Rentenberechtigten hat dies
überhaupt keine Auswirkungen, weil hier vom
Überweisungsverkehr Gebrauch gemacht wird.
Es wird nicht über die Rente verfügt, indem
man morgens um 09:00 Uhr am Bankschalter
steht und sie abhebt. Nur ganz wenige Men-
schen machen dies.

SV Ragnar Hoenig (Sozialverband Deutsch-
land e.V. (SoVD)): Das einzige was uns in
diesem Punkt erleichtert hat, war, dass im Ge-
setzentwurf gerade "zum" steht und nicht
"am", wie Sie es sagen. Wir sehen zwar auch

das Problem, dass es zu Zinsverlusten kommt,
gleichwohl ist es so, dass die derzeitige For-
mulierung im Gesetz sicherstellt, dass die
Wertstellung der Rente auch zum Monatsan-
fang vorliegt. Solange es einigen Banken nicht
gelingt, die Renten am selben Tag weiterzu-
leiten, sehen wir keinen Sinn darin, die Rent-
nerinnen und Rentner derart zu belasten, dass
sie ihre Renten erst zeitverzögert bekommen.
Das ist ein Problem der Banken, nicht der
Rentnerinnen und Rentner. Andererseits stellt
sich uns die Frage, ob die Entlastung durch die
Verschiebung des Rentenauszahlungstermins
ans Monatsende in einem angemessenen Ver-
hältnis zu dem Vertrauen, das bei den Rentne-
rinnen und Rentnern aber auch den Versicher-
ten und den rentennahen Jahrgängen zerstört
wird, steht. Wir bitten eindringlich, noch ein-
mal darüber nachzudenken. Wenn gewährleis-
tet ist, dass die Banken, und zwar alle Banken,
die Wertstellung der Renten taggenau bewerk-
stelligen und die Renten taggenau weiterleiten,
dann lassen wir auch mit uns diskutieren über
die Frage. Aber im gegenwärtigen Zeitpunkt
sehen wir hierzu keine Notwendigkeit, im Ge-
genteil, es sollte so belassen werden, wie es im
Moment ist.

SV Jens Kaffenberger (Sozialverband VdK
Deutschland e.V.): Ich stimme Herrn Prof. Dr.
Ruland insofern zu, als dass die Verschiebung
der Auszahlung natürlich nur eine Verschie-
bung auf der Zeitachse vom Rentenanfang zum
Rentenende hin bedeutet. Das Problem ist nur,
wenn die Rentner 2004 hier und 2005 durch
die Reformen der gesetzlichen Krankenversi-
cherung eine erhebliche Belastung tragen, dann
fehlt das Geld gerade in diesen Jahren. Wir
haben gesehen, dass das pro Zugangsjahr 750
Mio. Euro sind, die den Rentnern fehlen. Das
ist erheblich. Noch kurz eine zweite Anmer-
kung: Im Rechnungsprüfungsausschuss hat
man gesehen, dass viele Banken – vor allem
die Sparkassen – ihrer Verpflichtung aus dem
Wertstellungsurteil nicht nachkommen, die
Renten pünktlich auszuzahlen.

SV Prof. Dr. Franz Ruland (Verband Deut-
scher Rentenversicherungsträger e.V.): Inzwi-
schen haben auch die Sparkassen klargestellt,
dass sie das Wertstellungsurteil akzeptieren
werden, so das diese Probleme weitestgehend
ausgeräumt sind.
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Abg. Gerald Weiss (Groß-Gerau)
(CDU/CSU): Meine Frage geht an Herrn Prof.
Dr. Ruland. Wenn die nächste Rentenanpas-
sung erst wieder am 1. Juli 2005 erfolgen soll-
te, bedeutet das, dass sich im ersten Halbjahr
2005 eine Beitragsentlastung von noch mal
0,1 %-Punkten ergebe, die nicht im Gesetz-
entwurf ausgewiesen ist. Würde das bedeuten,
dass durch die Aussetzung der Rentenanpas-
sung 2004 eine dauerhafte Entlastung des Bei-
tragssatzes um 0,2 %-Punkte pro Jahr erfolgt?

SV Prof. Dr. Franz Ruland  (Verband Deut-
scher Rentenversicherungsträger e.V.): Das ist
zutreffend.

Abg. Verena Butalikakis (CDU/CSU): Meine
Frage richtet sich an den VDR und die BfA.
Ich gehe zurück auf das bereits angesprochene
Jahr 2000. Wie viele Widersprüche wurden
gegen die Rentenanpassung im Jahr 2000, als
die Renten nicht einmal um die Inflationsrate
erhöht wurden, eingelegt und wie hoch waren
die dadurch verursachten Verwaltungskosten?
Im Hinblick auf die jetzigen Gesetzesvorlagen:
Rechnen Sie bei der vorgesehenen Nullrunde
für die Rentner im nächsten Jahr mit einem
ähnlichen Protest oder gehen Sie davon aus,
dass es aufgrund des § 255c SGB VI, der ge-
ändert wird, weniger Klage- und Wider-
spruchsverfahren geben wird?

SV Prof. Dr. Franz Ruland (Verband Deut-
scher Rentenversicherungsträger e.V.): Ich
würde gern mit der zweiten Frage anfangen.
Ich gehe nach der Diskussion, die wir im letz-
ten Jahren hatten, davon aus, dass die Sozial-
verbände hier wieder fordern, Widerspruch
einzulegen, was für sie eine gewisse mitglied-
steigernde Wirkung hat. Damit werden wir
auch dieses Jahr rechnen müssen. Wir sind
dann wieder die Leidtragenden, die die ent-
sprechenden Widersprüche bekommen. Ich
gehe trotz der Mahnungen des Verfassungsge-
richtspräsidenten nicht davon aus, dass verfas-
sungsrechtliche Argumente gegen das Ausset-
zen der Rentenanpassung greifen werden. Ein
Restrisiko ist sicherlich nicht auszuschließen.
Aber ich gehe davon aus, dass die Befugnis
des Gesetzgebers, Inhalt und Schranken des
Eigentums zu bestimmen, diese Maßnahmen
abdeckt. Die Klagen werden keinen Erfolg
haben, aber ich fürchte, dass wir dennoch mit

einer entsprechenden Widerspruchs- und Kla-
gewelle überzogen werden.

SV Klaus Michaelis (Bundesversicherungsan-
stalt für Angestellte): Wir hatten allein bei der
BfA im Jahre 2000 1 Mio. Widersprüche. Ins-
gesamt sind in der Rentenversicherung etwa 2
Mio. Widersprüche eingegangen. Die Wider-
sprüche haben wir derart bearbeitet, dass wir
einige Musterverfahren in Abstimmung mit
den Verbänden durch die sozialgerichtliche
Rechtssprechung haben klären lassen. Es gibt
eine Entscheidung des Bundessozialgerichts
vom Juli des letzten Jahres, in der die Verfas-
sungswidrigkeit der Rentenanpassung verneint
wurde. Aber diese Entscheidung wurde vor
dem Bundesverfassungsgericht angefochten.
Man muss sehen, wie es weitergeht. Man kann
angesichts des relativ einfachen Verfahrens,
das wir gewählt haben, davon ausgehen, dass
ein Widerspruch etwa 5 Euro Bearbeitungs-
kosten bewirkt, so dass man bei 1 Mio. Wider-
sprüchen Ausgaben von 5 Mio. Euro hat. Ähn-
lich ist die Situation mit der Anpassung 2003.
Hier wurde der Anpassungssatz erstmals durch
den Altersvorsorgeanteil gemindert. Auch hier
gab es eine Aktion des VdK, die zu Wider-
spruch aufgefordert hat. Bis heute hat die BfA
100.000 Widersprüche bekommen und sie in
Abstimmung mit dem VdK ähnlich wie im
Jahr 2000 erledigt. Aus meiner Sicht ist die
Rechtslage eindeutig. Aber das Bundesverfas-
sungsgericht wird auch diese Frage zu ent-
scheiden haben.

Abg. Matthias Sehling (CDU/CSU): Meine
Frage richtet sich an die Herren Professoren
Ruland vom VDR und Bomsdorf. Es geht um
die Rückgängigmachung der Reduzierung des
allgemeinen Bundeszuschusses. Sie waren
beide vor drei Wochen bei der Anhörung im
Haushaltsausschuss geladen und wir wissen
aus Ihren damaligen Stellungnahmen, dass Sie
die jetzige Rücknahme der Reduzierung be-
grüßen. Meine Frage geht dahin, ob Sie es in
Ihrer Zeit als Sachverständige schon einmal
erlebt haben, dass Sie zu demselben Sachver-
halt innerhalb von drei Wochen einmal so und
einmal entgegengesetzt Stellung beziehen
mussten?

SV Prof. Dr. Franz Ruland (Verband Deut-
scher Rentenversicherungsträger e.V.): Dies ist
einer der wenigen Fälle, in denen man nach
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Hause geht und denkt, dass man in einer Anhö-
rung doch etwas erreicht hat. (Heiterkeit im
Saal)

SV Prof. Dr. Eckart Bomsdorf: Ich kann
mich dem im Grunde nur anschließen. Damals
bin ich sehr unzufrieden nach Hause gegangen.
Als ich dann am Sonntag, den 19. Oktober,
hörte, was die Bundesregierung in ihrer Klau-
surtagung beschlossen hatte, dachte ich mir,
dass sie eben ein bisschen länger gebraucht
hat, um zur selben Erkenntnis zu kommen wie
wir.

Abg. Hildegard Müller (CDU/CSU): Meine
Fragen richten sich an die Bundesknappschaft.
Wie hoch sind die Einnahmeverluste, die Sie
für die GKV und die Pflegeversicherung als
Folge der Rentengesetze 2004 und in den Fol-
gejahren erwarten? Können Sie die Wirkung
einzelner Maßnahmen, wie etwa der Nullrun-
de, der vollen Belastung der Rentner mit dem
Pflegeversicherungsbeitrag, der schnellen
Weitergabe von Veränderungen des Beitrags-
satzes, ungefähr beziffern? Welche Auswir-
kungen haben die Verschiebung der Auszah-
lungstermine der Renten und die Absenkung
der Schwankungsreserve auf den Risikostruk-
turausgleich? Mit einer Änderung des § 247
Abs. 1 SGB V soll ja sichergestellt werden,
dass die Krankenkassen ab 1. April 2004 alle
Beitragssatzveränderungen an die Rentner
weitergeben, die nach dem 1. Januar 2003
erfolgt sind. Beitragserhöhung im Jahresver-
lauf 2003 gelten ab dem 1. April 2004 auch für
die Rentner der jeweiligen Krankenkasse.
Meine Frage ist nun, können Sie abschätzen,
für wie viele Rentner sich der Beitragssatz zum
1. April 2004 erhöhen wird? Wann ist damit zu
rechnen, dass auch für die Rentner die Beiträge
gesenkt werden und welche Belastungen bringt
dies für den einzelnen Rentner mit sich? Wie
sind die Auswirkungen für den Gesamtbei-
tragssatz der GKV?

SV Werner Majchrzak (Vertreter der Spit-
zenverbände): Zum zweiten Teil Ihrer Frage
kann ich keine Aussage treffen kann und zwar
deshalb nicht, Herr Michaelis hat es ja vorhin
schon vorweg beantwortet, weil zum jetzigen
Zeitpunkt niemand genau weiß, welche Aus-
wirkungen sich im nächsten Jahr konkret für
den Beitragssatz ergeben. Zum ersten Teil
kann ich antworten, dass sich in zwei Punkten

Finanzwirkungen für die GKV ergeben. Zu-
nächst einmal, was die Rentenanpassung be-
trifft, die im nächsten Jahr ausgesetzt werden
soll. Hier rechnet die GKV mit Einnahmever-
lusten fürs zweite Halbjahr 2004 und erste
Halbjahr 2005 in Höhe von 140 Mio. Euro.
Darüber hinaus ergeben sich Auswirkungen
indirekter Art. Die Krankenkassen haben bei
ihren Beitragssatzkalkulationen für das nächste
Jahr berücksichtigt, dass sich an den beitrags-
rechtlichen Bestimmungen keine Veränderun-
gen mehr ergeben. Deshalb werden die Kran-
kenkassen, die bisher bei der Berechnung von
Einspareffekten für das kommende Jahr vom
Status quo ausgegangen sind, nun bedingt
durch die zeitnahe und individuelle Weitergabe
von Beitragssatzänderungen für Rentner eine
geänderte Kalkulationsgrundlage haben. Dies
wird vermutlich das Einsparvolumen des GMG
verändern und damit auch den Spielraum für
Beitragssatzveränderung oder für Beitragssatz-
senkungen reduzieren.

Abg. Hildegard Müller (CDU/CSU): Sie ha-
ben gesagt, was Sie nicht beantworten können.
Von daher wissen wir auch das.

Abg. Michael Hennrich (CDU/CSU): Noch
einmal anknüpfend an den Kollegen Bahr eine
Frage an den VDR und die BfA. Für wie ver-
waltungspraktikabel halten Sie die vorgesehe-
ne Änderung im SGB V, wonach Beitragssatz-
änderungen in der Krankenversicherung der
Rentner künftig zeitnäher als bisher an die
Betroffenen weitergegeben werden sollen?

SV Prof. Dr. Franz Ruland (Verband Deut-
scher Rentenversicherungsträger e.V.): Wir
haben viel Verständnis für diese Regelung,
weil sie dazu führt, dass die Belastung durch
den vollen Pflegeversicherungsbeitrag ein
Stück, abhängig von den einzelnen Kranken-
kassen und ihren Beitragssätzen, abgemindert
wird. Natürlich macht diese Regelung einen
zusätzlichen Verwaltungsaufwand, weil es
bislang so war, dass eine Berücksichtigung nur
Mitte des Jahres bei der Anpassung notwendig
war. Jetzt müssen wir praktisch nach einem
Zeitablauf von drei Monaten, wenn die Ände-
rung eingetreten ist, Anpassungen vornehmen.
Angesichts der politischen Gesamtsituation ist
das ein Aufwand, den die Rentenversicherung
betreiben muss. Es steigert unsere Verwal-
tungskosten. Wir werden das vorgehalten be-
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kommen, aber wir wissen auch, worauf das
zurückzuführen war.

SV Klaus Michaelis (Bundesversicherungsan-
stalt für Angestellte): Für die BfA heißt das,
dass wir acht Mio. Bescheide verschicken
müssen. Selbst wenn es nur einmal im Jahr
eine Änderung gibt. Wenn es mehrfach im Jahr
zu Änderungen kommt, wird sich entsprechend
die Zahl vervielfachen. Sehr viel Aufwand,
sehr viel Arbeit, aber in der Sache trotzdem
sachgerecht, zumal auch eine gewisse Entlas-
tung der Finanzen in der Rentenversicherung
angesichts des zu erwartenden Sinkens des
Beitragssatzes in der gesetzlichen Krankenver-
sicherung nicht von der Hand zu weisen ist.

Abg. Verena Butalikakis (CDU/CSU): Wir
hatten vorhin das Problem der Beiträge zur
Pflegeversicherung. Es wurde gesagt, dass
Rentnerinnen und Rentner mit geringem Ein-
kommen durch das Grundsicherungsgesetz
abgesichert sind, aber es wurde auch sehr
deutlich gemacht, dass trotzdem der Beitrag
zur Pflegeversicherung zu zahlen ist. Nun stellt
sich die interessante Frage, der Beitrag zur
Pflegeversicherung verdoppelt sich praktisch,
muss dadurch die Grundsicherung ausgegli-
chen werden? Wer zahlt die Kosten, die da-
durch zusätzlich entstehen; das sind doch die
Kommunen. Letztendlich haben wir da nur

eine Umlage. Die Kommunen kriegen es wie-
der erstattet durch die Bundesregierung, weil
das im Grundsicherungsgesetz so festgelegt
worden ist. Das heißt, letztendlich zahlt der
Bund dann wieder Kosten für die Pflegeversi-
cherung, die er mit diesem Zuschuss gerade
abgeschafft hat. Diese Frage richtet sich an den
VDR.

SV Prof. Dr. Franz Ruland (Verband Deut-
scher Rentenversicherungsträger e.V.): Es ist
richtig, der Pflegebeitrag muss gezahlt werden.
Wenn dadurch eine vergrößerte Bedarfssituati-
on eintritt, muss die Grundsicherung das über-
nehmen. Letztlich zahlen das die Kommunen.
Soweit ich die Regelung kenne, hat der Bund
hierbei einen festen Betrag, den er den Kom-
munen zur Verfügung stellt, so dass der Bund
damit nicht belastet wird. Die Belastungen
werden dann bei den für die Grundsicherung
zuständigen Körperschaften bleiben, insbeson-
dere bei den Kommunen.

Vorsitzender Klaus Kirschner (SPD): Damit
wären wir am Ende dieser öffentlichen Anhö-
rung. Ich danke allen Sachverständigen für ihr
Kommen und wünsche ihnen im Namen des
Ausschusses eine gute Heimreise.

Ende der Sitzung: 14.08 Uhr.


